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DIE  OSTJÜDISCHE  EINWANDERUNG 


I.  Die  ostjüdiscße  Einwancferung  und  Sißdfung 
in  Deutscßfand  vor  dem  Kriege 

Aus  den  leidenschaftlichen  Polemiken,  die  in  der  letzten 
Zeit  gegen  die  Ostjuden  in  der  Tagespresse  geführt  wurden, 
mußte  der  unorientierte  Beurteiler  schließen,  daß  die  ost- 
jüdische Einwanderung  in  Deutschland  eine  Erscheinung 
jüngsten  Datums  sei.  Demgegenüber  ist  daran  zu  erinnern, 
daß  bereits  viele  Jahre  und  Jahrzehnte  vor  dem 
Kriege  sich  in  verschiedenen  Groß-  und  Mittelstädten 
Deutschlands  Ostjuden  in  einßr  nicht  unerheblichen 
Zahl  niedergelassen  hatten  und  hier  längst  Wohnrecht 
genießen.  Die  Kinder  dieser  Ostjuden  hatten  meist 
deutsche  Schulen  besucht  und  es  lag  lediglich  an  der 
zur  Genüge  bekannten  vornovemberlichen  Verwaltungs- 
praxis, daß  die  Mehrzahl  dieser  dem  deutschen  Wirtschafts- 
leben namhafte  Dienste  leistenden  Personen  nicht  schon 
längst  naturalisiert  sind.  Diese  Ostjuden  waren  die  Träger 
des  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  immer  reger  wer- 
denden Handels-  und  Industrieverkehrs  zwischen  Deutsch- 
land und  den  Ostländern,  Sie  haben  große  Gebiete  des 
deutschen  Imports  (es  sei  erinnert  an  die  Einfuhr  von  Eiern, 
Fischen,  Holz,  Leder  aller  Art,  Pelzwaren  usw,)  erschlossen 
und  dem  Export  aller  Art  von  landwirtschaftlichen  Ma- 
schinen, technischen  Erzeugnissen  usw,  in  das  weite  östliche 
Absatzgebiet  erst  die  Wege  gewiesen.  Ein  kleinerer  Teil 
der  Einwanderung  erklärt  sich  aus  den  besonderen  rituellen 
Verhältnissen  der  deutschen  Juden,  die  traditionsmäßig  seit 
langem  sich  Lehrer,  Rabbiner,  Thoraschreiber,  hebräische 
Schriftsetzer  und  alle  Art  von  Schriftgelehrten  aus  der  un- 
gebrochenen ostjüdischen  Kulturgemeinschaft  herzuholen 
pflegen.     Im  Jahre  1900  belief  sich  die  Gesamtzahl  der 


auf  solche  Art  nach  Deutschland  eingewanderten  Ostjuden 
auf  41  133,  das  sind  4,99  v.  H.  der  fremdgebürtigen  Gesamt- 
bevölkerung. Die  statistischen  amtlichen  Erhebungen  des 
Jahres  1905  ergaben  an  Ostjuden:  in  Preußen  38  844,  in 
Sachsen  10  360,  in  Hessen  1787,  In  Groß-Berlin  wohnten 
1910  im  ganzen  21  683  Ostjuden.  Bei  dem  eigenartigen  Ge- 
meinschaftsgefühl, das  die  Ostjuden  von  jeher  auszeichnet, 
nahmen  die  Zuwanderer  in  der  Regel  in  den  gleichen 
Straßen  Wohnung,  wo  sie  ihre  Gebethäuser  und  ihre  primi- 
tiven sozialen  Einrichtungen  vorfanden,  und  wo  sie  außer- 
dem gewiß  waren,  Leute  aus  der  gleichen  Heimatsgegend 
bei  den  ersten  Schwierigkeiten  ihrer  wirtschaftlichen  Ein- 
ordnung in  die  deutschen  Verhältnisse  hilfreich  zur  Stelle 
zu  haben.  Die  Art  ihrer  Siedelung  war  nicht  anders,  als  sie 
etwa  in  Amerika  und  den  englischen  Großstädten  geschah. 

Leider  ist  es  der  mit  unbedenklichen  Mitteln  arbeiten- 
den politischen  Verhetzung  in  der  letzten  Zeit  gelungen,  es 
so  darzustellen,  als  ob  die  Bildung  von  Straßenzügen,  in 
Berlin  und  anderswo,  mit  ausgeprägt  jüdischer  Bewohner- 
schaft erst  durch  die  sogenannte  ,, Judenregierung"  ermög- 
licht worden  sei.  Demgegenüber  sei  daran  erinnert,  daß  die 
Straßenzüge  in  der  Umgebung  der  Grenadierstraße  bereits 
seit  vielen  Jahren  in  der  Hauptsache  jüdische  Bevölkerung 
aufweisen  und  daß  das  Scheunenviertel  durch  den  Zuzug 
dieser  nüchternen,  fleißigen  und  durch  großen  Familiensinn 
ausgezeichneten  Elemente  ein  viel  besseres  Aussehen  er- 
halten hat  als  zu  der  Zeit,  da  hier  noch  ein  Tummelplatz 
der  Zuhälter  und  Prostituierten  war.  In  der  alten  deutschen 
Stadt  Wien  zählt  die  Ostjudensiedelung  weit  über  100  000 
Personen.  In  London,  mehr  noch  in  New  York,  Washington, 
Cincinnati  und  vielen  anderen  amerikanischen  Städten  be- 
stehen ebenfalls  seit  Jahrzehnten  ganze  Stadtviertel  von 
zum  Teil  riesigen  Umfang,  die  fast  ausschließlich  von  Ost- 
juden bewohnt  werden,  ohne  daß  diese  Wohnstätten  in  der 
amerikanisch-englischen  Öffentlichkeit  als  „Eiterbeule"  ver- 
schrien worden  sind.  Dieselbe  Duldung  und  gerechte  Wer- 
tung, die  die  Amerikaner  der  jüdischen  Millionensiedlung 
zuteil  werden  lassen,  kann  man  mit  Fug  und  Recht  auch 
von  jedem  gerecht  denkenden  Deutschen  in  bezug  auf  die 
doch  nur  zwerghaften  Judensiedlungen  in  einigen 
deutschen  Großstädten  verlangen. 

Jedenfalls  geht  es  nicht  an,  diese  fleißige  und  arbeit- 
same Bevölkerung  einiger  Drohnen  wegen,  die  sich  ja  auch 


unter  christlichen  deutschen  Bevölkerungsschichten  be- 
finden, in  ungerechter  Verallgemeinerung  wie  ein  licht- 
scheues und  verbrecherisches  Gesindel  zu  behandeln. 


//  Die  Einwatiderungsverßäftnisse  wäßrend  und  nacß 
dem  Kriege  Bis  Anfang  19^9 

Es  wird  vollkommen  übersehen,  daß  während  der 
Kriegszeit  seitens  der  deutschen  Behörden  mit  allen  Mitteln, 
insbesondere  mit  hartem  Zwang,  wahllos  viele  Ostjuden, 
auch  kleine  Handwerker  und  Kaufleute,  die  irgendwie  zu 
der  geringsten  körperlichen  Arbeit  noch  geeignet  schienen, 
nach  Deutschland  zur  Arbeit  in  kriegsindustrielle  Betriebe, 
Bergwerke  usw.  herübergeschafft  wurden. 

Der  Vorwurf,  der  hier  gegen  die  Militär-  und  Zivilver- 
waltung im  besetzten  Ostgebiet  erhoben  wird,  ist  nicht  etwa 
parteimäßig  bedingt,  sondern  das  Gelindeste,  was  seitens 
aller  kompetenten  christlichen  und  jüdischen  Fachleute, 
sowohl  in  den  Reichstagsverhandlungen  wie  auch  in  der 
damals  unterdrückten  öffentlichen  Meinung  gesagt  worden 
ist.  Es  sei  hier  verwiesen  auf  die  lesenswerte  Schrift  des 
amtlichen  Leiters  der  Jüdischen  Abteilung  bei  der  deutschen 
Arbeiterzentrale  zu  Warschau,  Herrn  Julius  Berger,  über 
„Ostjüdische  Arbeiter  im  Kriege".*)  Das  Studium  dieser 
Schrift  ist  für  eine  gerechte  Beurteilung  dieser  Fragen  un- 
bedingt notwendig! 

Diese  großen,  zwangsweise  in  Deutschland  festgehal- 
tenen ostjüdischen  Massen  wurden  nach  der  Revolution,  im 
Frühjahr  1919,  infolge  der  verschiedenen  Demobilmachungs- 
bestimmungen  zum  großen  Teil  zwangsweise  wieder  in  die 
Heimatsgebiete  zurückgeschafft.  Es  ist  erklärlich,  daß  ein 
Teil  dieser  Leute  sich  beim  ersten  Freiwerden  der  Grenze 
nicht  ungern  nach  Hause  begab,  da  viele  von  ihnen  jahrelang 
von  ihren  Familien  ferngehalten  waren  und  trotz  vertrag- 
licher Zusicherung  auch  nicht  den  geringsten  Arbeitsurlaub 
erhalten  hatten. 

So  war  etwa  bis  zum  März  des  Jahres  1919,  abgesehen 
von  der  alten  eingesessenen  Ostjudensiedelung,  die  tempo- 
räre Einwanderung  ganz  besonders  aus  den  ehemalig  russi- 
schen Weststaaten,  beinahe  völlig  zurückgestellt, 

*)  Berlin  1919. 


Wir  kommen  jetzt  zu  den  Ursachen,  die  etwa  seit  dem 
Frühjahr  1919  zu  einer,  wenn  auch  zahlenmäßig  geringen, 
Einwanderung  führten. 

///  Die  Ursachen  der  jüngsten  Einwanderung 
seit  Trüßjaßr  1919 

a)    Die  Zerstörung  der  polnischen  Industrie 
als  Einwanderungsfaktor. 

Es  ist  überflüssig  zu  bemerken,  daß  diese  Rückwanderer 
in  den  Ostgebieten  eine  Arbeits-  und  Verdienstmöglichkeit 
nicht  mehr  vorfanden.  Über  die  meisten  Gebiete,  in  denen 
sich  Judensiedelungeh  befanden,  war  die  Kriegsfurie  wie 
eine  alles  zerstörende  Lawine  drei-  und  viermal  hinweg- 
gebraust und  hatte  das  wirtschaftliche  Gefüge  vollkommen 
auseinandergerissen.  Die  Wohnstätten  waren  zum  größten 
Teil  zerstört,  alle  Handelsverbindungen  zerschnitten.  Dazu 
kam  die  zu  einem  großen  Teil  gewiß  unvermeidliche  scharfe 
Praxis  der  Okkupationsbehörde,  die  leider  durch  viele  obere 
und  untergeordnete  Organe  bis  zur  Grausamkeit  verstärkt 
wurde  und  die  jüdischen  Bevölkerungskreise  mit  ganz  be- 
sonderer Wucht  traf. 

Auch  dann,  wenn  man  die  Kriegsnotwendigkeiten  im 
besetzten  Gebiet  für  noch  so  gerechtfertigt  und  unab- 
wendbar hält,  wird  kaum  ein  Deutscher,  der  auf  die  wirk- 
liche Ehre  des  deutschen  Namens  Wert  legt,  sich  zum  An- 
walt der  auch  aus  Bergers  Broschüre  deutlich  ersichtlichen 
tausendfachen,  lediglich  aus  purem  Judenhaß  erfolgten 
Quälereien  und  des  dam.it  in  Verbindung  stehenden  Ver- 
nichtungswillens hergeben.  Es  sei  nur  erinnert  an  die  Zer- 
schlagung der  Lodzer  Webstühle,  die  den  Zerstörungen  im 
nordfranzösischen  Etappengebiet  nichts  nachgibt.  Jeden- 
falls ist  zusammenfassend  zu  sagen,  daß  die  Verantwortung 
dafür,  daß  jetzt  Hunderte  jüdischer  Existenzen  in  Polen  ihr 
tägliches  Brot  nicht  finden,  zu  einem  nicht  geringen  Teil  der 
deutschen  Okkupationsbehördc  zur  Last  zu  legen  ist,  und 
daß  der  moralischen  Verantwortung  für  diese  unmittelbaren 
Opfer  der  Verwaltungspraxis  sich  ein  gerechtes  Deutsch- 
land nicht  ohne  weiteres  entziehen  kann. 

Wir  stellen  also  fest,  daß  bei  der  durch  den  Krieg  im 
Osten    geschaffenn    Situation    für    diejenigen    Arbeiter,    die 
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während  des  Krieges  zwangsweise  in  Deutschland  arbeiten 
mußten,  ein  ganz  natürlicher  Antrieb  vorhanden  war,  die 
ihnen  schon  vertrauten  deutschen  Arbeitsstellen,  wenn  auch 
nur  vorübergehend,  zur  Abwendung  der  schrecklichsten 
Not  wieder  aufzusuchen.  Die  praktischen  Erfahrungen,  die 
das  „Arbeitsfürsorgeamt"  und  das  als  Arbeitsnachweis 
dienende  „Jüdische  Arbeiteramt"  täglich  machen,  zeigen  in 
der  Tat,  daß  diese  Rückwanderer  einen  nicht  geringen  Pro- 
zentsatz der  seit  dem  Frühjahr  1919  nach  Deutsch- 
land gelangten  Ostjuden  ausmachen. 


b)   Der   systematische  wirtschaftliche   Boy- 
kott der  Polen  gegen  die  Juden. 

Bei  der  öffentlichen  Diskussion  der  jüdischen  Einwan- 
dererfrage, die  den  unglücklichen  Flüchtlingen  leichthin  das 
Beiwort  ,, Schieber"  und  , »Aufkäufer"  angehängt  hat,  wer- 
den die  spezifischen,  für  Polen  typischen  Verhältnisse 
meistens  vollkommen  übersehen,  oder  aber  es  wird  gegen 
die  jüdischen  Sachwalter  der  Vorwurf  erhoben,  sie  suchten 
die  Ursache  der  Immigration,  die  angeblich  nur  in  der  Pro- 
fitsucht zu  finden  sei,  zu  fälschen  und  mit  sentimentalen 
Redensarten  zu  verdunkeln.  Demgegenüber  sei  betont,  daß 
in  Polen,  nicht  etwa  erst  seit  dem  Jahre  1918,  ein  ganz  sy- 
stematisch durchgeführter  wirtschaftlicher  Boykott  einge- 
setzt hat,  der  nur  mühsam  hinter  nationalistischen  Schlag- 
wörtern das  eigentliche  Motiv,  nackte  Profitgier,  zu  ver- 
dunkeln versucht.  Die  Herausdrängung  der  Juden  aus  dem 
Handel  und  Kleinhandwcrk  war  bereits  bis  zum  Jahre  1914 
auf  die  mannigfachste  Weise  von  polnischer  Seite  in  Szene 
gesetzt  worden,  ohne  damals  zu  ihrem  eigentlichen  Ziel,  der. 
Vernichtung  der  wirtschaftlichen  Basis  der  Juden,  geführt 
zu  haben.  Dem  befreiten  Polen  war  es  vorbehalten, 
mit  viel  brutaleren  Mitteln  als  das  frühere  zaristische  Re- 
gime diese  Boykottbewegung  mit  öffentlichen  Geldern  zu 
organisieren  und  dort,  wo  die  geschäftliche  Tüchtigkeit  den 
Juden  noch  einen  geringen  Schutz  gewährte,  sie  mit  bru- 
taler Leibesbedrohung  an  ihrer  Betätigung  im  Handel,  im 
Gewerbe  und  in  der  Industrie  zu  hindern.  Dazu  kommt, 
daß  sich  der  Haß  gegen  alles  Deutsche  nach  dem  Abzug  der 
Okkupationsmacht  ohne  weiteres  auf  die  da  und  dort  von 
den  deutschen  Behörden  benutzten  und  wegen  ihrer  Sprach- 
kunde bevorzugten  Juden  entlud. 

3*  Q 


c)  Die  Pogromwelle  im  Osten. 
Von  deutscher  Seite  wird  außerdem  mindestens  über- 
sehen, daß  ein  Teil  der  Einwanderer  tatsächlich  nur  deshalb 
seit  der  Mitte  des  Jahres  1919  über  die  Grenze  gekommen 
ist,  um  buchstäblich  das  nackte  Leben  zu  retten.  Gewiß  ist 
zuzugeben,  daß  nicht  alle  Zahlen  über  die  bei  den  Pogromen 
im  Osten  Getöteten,  Verstümmelten,  Mißhandelten  und  Ver- 
gewaltigten genau  zu  stimmen  brauchen.  Summiert  man 
aber  allein  die  Tatsachen,  die  sich  bei  der  täglichen  Abfer- 
tigung der  ostjüdischen  Flüchtlinge  im  jüdischen  Arbeiter- 
fürsorgeamt bewiesen  haben,  wo  in  zahlreichen  Fällen 
Flüchtlinge  ihre  zerschlagenen  und  sogar  zerschossenen 
■Glieder  vorzeigen  konnten  und  im  einzelnen  von  den  Mar- 
tern erzählten,  denen  ihre  zum  Teil  hingemordeten  Fa- 
milien und  Freunde  ausgesetzt  waren,  so  kann  man  diese 
Immigrationsursachen  nicht  mit  der  Gleichgültigkeit  abtun, 
wie  es  von  bestimmten  Stellen  getan  wird,  denen  während 
der  Kriegszeit  jedes  Mitgefühl  für  Menschenelend  abhanden 
gekommen  ist.  Geschickt  hat  die  polnische  Regierung  ver- 
sucht, mit  allen  Mitteln  hinwegzuleugnen,  daß  tatsächlich 
Pogromausschreitungen  durch  ihre  eigenen  Soldaten,  durch 
den  Mob  der  Intellektuellen,  der  Schullehrer,  Schüler  und 
Damen  der  besten  Gesellschaft  an  den  verschiedensten  klei- 
neren und  größeren  Orten  —  nicht  etwa  nur  in  Wilna  und 
Lemberg  —  vorgekommen  sind.  Wenn  jüdischen  Greisen 
ihre  Schläfenlocken  und  ihr  Bart,  Haar  um  Haar,  in  der 
entsetzlichsten  Weise  von  dem  gerade  für  Polen  charakte- 
ristischen intellektuellen  Mob  ausgerissen  wurde,  so  hat  die 
polnische  Regierung  diese  Marter  als  eine  harmlose  Be- 
lustigung hingestellt  und  gerade  in  der  letzten  Zeit  ver- 
sucht, die  Pogrome  als  eine  Ausgeburt  ausgerechnet  der 
deutschen  Regierungspropaganda  hinzustellen.  Es  würde 
zu  weit  führen,  alle  derartigen  Manöver  hier  bloßzustellen. 
Nur  eins  mag  zugegeben  werden:  Seit  Ende  1919  hat  der 
unmittelbare  blutige,  auf  ganze  jüdische  Siedelungen  los- 
schlagende Pogrom  sich,  unter  Einwirkung  der  alliierten  Kom- 
missionen, ein  wenig  abgemildert;  die  pogromartige 
Stimmung  jedoch,  die  Vergiftung  jeder  Beziehung  zwi- 
schen Juden  und  Polen,  die  systematische  Schikanierung 
und  Unterdrückung  alles  dessen,  was  zum  Judentum  ge- 
rechnet wird,  ist  geblieben.  Nur  so  und  aus  der  natur- 
gegebenen pazifistischen  Veranlagung  der  jüdischen  Volks- 
massc  erklärt  sich  die  nicht  unerhebliche  Zahl  von  Militär- 
flüchtlingen, die  lieber  ein  Leben  in  der  Verbannung  auf  sich 
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nehmen,  als  dem  barbarischen  Militarismus  der  Polen  und 
seinen  imperialistischen  Zielen  zu  dienen, 

d)    Die   Stauung   der  Amerika-Emigration 
während   der  fünf  Kriegsjahre, 

Wer  auch  nur  ganz  primitiv  mit  den  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen und  Siedlungsverhältnissen  der  Ostjuden  ver- 
traut ist,  ganz  gleich,  ob  es  sich  um  russische,  polnische, 
galizische  und  rumänische  Juden  handelt,  der  weiß,  daß  seit 
etwa  dem  Jahre  1880  (Beginn  der  kontinuierlichen,  russi- 
schen Progromwellen  und  Verfolgungen)  sich  ein  unaufhör- 
licher Strom  von  Ostjuden  nach  Nordamerika  hinzog.  Unter 
der  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  den  Jahren 
von  1880  bis  1914  stattfindenden  Einwanderung  von 
21  862  694  Personen  waren  insgesamt  2  497  527  Juden,  das 
sind  11,42  v,  H,  Davon  kamen  1592  1813  aus  Rußland, 
240  000  aus  Österreich-Ungarn,  59  416  aus  Groß-Britannien, 
62  813  aus  Rumänien,  10  373  aus  Deutschland  und  532  740 
aus  anderen  Ländern.  Im  Gegensatz  zu  den  Wanderungen 
der  slawischen  und  romanischen  {süditalienischen)  Völker 
handelt  es  sich  bei  dieser  jüdischen  Wanderbewegung  nicht 
um  Saisonwanderungen  der  Familienväter  oder  einzelner, 
lediger  Personen,  sondern  um  überseeische  Wohnsitzver- 
legung ganzer  Familien,  An  sich  ist  die  Richtung  dieser 
jüdischen  Sippenwanderungen  ziemlich  eindeutig  dahin  fest- 
gelegt, daß  die  unter  ökonomisch  günstigen  Bedingungen 
lebende  amerikanische  Zweieinhalbmillionen-Siedelung  ein 
unübersehbares  Netz  von  stark  anziehenden  Fäden  beinahe 
in  jede  Familie  des  Ostens  webt,  so  daß  die  zur  Emigration 
gezwungenen  oder  besonders  disponierten  Schichten  des 
jüdischen  Ostens  schon  eine  bestimmte  Richtung  haben. 
Es  ist  bemerkenswert,  daß  Deutschland  für  diesen 
Wanderungsstrom  irgendwelche  Anziehungskraft  nicht 
ausüben  kann,  sondern  in  der  Hauptsache  als  Etappenort 
dient  (erinnert  sei  an  die  diesen  Verkehr  bewältigenden 
großen  deutschen  Schiffahrtslinien  in  Hamburg  und  Bremen). 
Nun  hatte  der  Krieg  große  Massen,  insbesondere  von  be- 
tagten und  jugendlichen  Angehörigen  dieser  in  Amerika  seß- 
haft gewordenen  Ostjuden  gezwungen,  zunächst  alle  Über- 
siedelungswünsche zu  unterdrücken.  Die  immer  unsicherer 
gewordenen  Verhältnisse  in  Osteuropa  haben  jetzt  natur- 
gemäß dazu  geführt,  daß,  sobald  der  Verkehr  mit  Nord- 
amerika aufgenommen  wurde,  die  Familienangehörigen  mit 
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allen  Mitteln  versuchten,  ihre  im  Osten  befindlichen  Ver- 
wandten nachkommen  zu  lassen.  Auf  diese  Art  und  Weise 
gelangen  auch  jetzt  eine*  große  Zahl  Durchwanderer  nach 
Deutschland,  die  entweder  bereits  die  Schiffskarten  in 
Händen  haben  oder  deren  Eintreffen  in  Deutschland  er- 
warten. Seitens  der  in  Amerika  befindlichen  Ostjuden  sind 
diese  Bestrebungen  —  ihre  Verwandten  beschleunigt  aus 
dem  östlichen  Chaos  zu  sich  herüberzuführen  —  in  einer 
beinahe  mustergültigen  Weise  organisiert  und  zentralisiert 
worden  und  es  ist  nur  eine  Frage  von  Wochen,  bis  die  in 
Betracht  kommenden  amerikanischen  Organisationen  die 
Überfahrt  in  großem  Maßstabe  bewerkstelligen  werden. 
(Vergl.  Seite  19.) 

e)    Palästinawanderung   als   weiterer   Anlaß 
für  vorübergehende  Immigration. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  denjenigen  Personen, 
die  bei  der  im  Osten  stark  ausgeprägten  Bewegung  für 
Übersiedelung  nach  Palästina,  ebenfalls  nur  zum  vorüber- 
gehenden Aufenthalt,  Deutschland  passieren  Bei  der  zu  er- 
wartenden Konsolidierung  der  osteuropäischen  Verhältnisse 
wird  diese  Kategorie  von  Durchwanderern  noch  bedeut- 
samer in  Erscheinung  treten;  ihr  zahlenmäßiger  Umfang  ist 
schon  heute,  dank  der  Bemühungen,  aus  Palästina  ein  Ein- 
wanderungsland von  steigender  Kapazität  zu  schaffen,  recht 
erheblich 


IV.  Die  Zusammensetzung  der  Immigranten: 

a)    Ihr    unterschiedlicher    Charakter    als 
Durchwanderer,  Passanten  und  in  geringe- 
rem  Maße   als   Immigranten   von   Dauer. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  daß  ein  zahlenmäßig 
nur  ganz  geringer  Teil  der  Immigranten  in  Deutschland 
ein  Aufenthaltsgebiet  von  längerer  Dauer  erblickt.  Das 
sind  in  der  Regel  solche  Personen,  die  unter  der  bereits 
vor  dem  Kriege  hier  ansässig  gewordenen  Ostjudenschaft 
nahe  Verwandte  haben  und  jetzt  bei  diesen  vor  den  grauen- 
haften wirtschaftlichen  und  politischen  Ereignissen  im 
Osten  Schutz  und  wirtschaftliche  Stärkung  suchen,  während 
sich  selbst  unter  den  gelernten  Arbeitern,  die  ohne  Mühe 
im  westdeutschen  Industriegebiet  lohnende  Arbeit  erhalten 
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haben,  und  die  zum  Teil  schon  während  des  Krieges  in 
Deutschland  gearbeitet  hatten,  nach  den  Erfahrungen  des 
Jüdischen  Arbeitsamtes  (Berlin,  Monbijouplatz  1)  —  das  mit 
seinen  Zweigstellen  als  Arbeitsnachweis  dient  —  eine  offen- 
sichtliche Vorliebe  für  baldige  Weiter  Wanderung  in  die 
Westländer  (Belgien,  Frankreich)  feststellen  läßt, 

b)  Ihre  Rekrutierung  nach  Heimats- 
gebieten, 

Eine  genaue  Bearbeitung  des  nach  dem  Kriege  ge- 
sammelten Materials  liegt  bisher  noch  nicht  vor.  Doch  wird 
seitens  des  jüdischen  Arbeiterfürsorgeamtes  der  Versuch 
gemacht,  die  zur  Verfügung  stehenden  statistischen  An- 
gaben, schon  jetzt  wissenschaftlich  auszuwerten.  Auf  der 
anderen  Seite  genügen  aber  bereits  gewisse  Stichproben, 
aus  den  von  verschiedenen  Seiten  —  insbesondere  von  dem 
Jüdischen  Arbeitsamt  —  vorgenommenen  Zählungen,  um 
wenigstens  annähernd  über  die  Herkunft  und  die  berufliche 
Zusammensetzung  der  jüdischen  Einwanderer  genaueres 
auszusagen.  Von  den  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
1919  beim  Jüdischen  Arbeitsamt  meldenden  etwa  6000  ost- 
jüdischen Personen  gaben  als  Geburtsland  an: 

Polen 76,00  v.  H. 

Galizien 11,00 

Litauen 3,50 

Ostseeprovinzen    .  1,00 

Groß-Rußland   ,     .     .       6,00 

Ukraine 1,50 

zusammen  100,00  v.  H, 
Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  wie  unbekümmert  um  die 
tatsächlichen  Verhältnisse  in  der  Öffentlichkeit  gegen  diese 
Flüchtlinge  gehetzt  worden  ist.  Man  hat  ihnen,  ohne  irgend- 
wie daran  zu  denken,  wieviel  Rücksichtslosigkeit  gerade 
von  deutscher  Seite  darin  liegt,  den  Namen  „G  a  1  i  z  i  c  r" 
wie  ein  Schimpfwort  angehängt.  Der  Einsichtige  müßte 
dieses  Wort  wie  ein  Ehrenwort  behandeln.  Wissen  wir 
doch,  wie  unsagbar  gerade  die  galizische  Judenschaft  durch 
die  dauernd  von  jeder  Richtung  her  über  sie  sich  her- 
wälzende Kriegslawine  gelitten  hat.  Die  neuerlichen 
statistischen  Feststellungen  des  Arbeitsamtes  zeigen,  wie 
unbedeutend  trotzdem  diese  nur  allzu  gut  zu  erklärende 
Immigration  gegenüber  der  aus  den  polnischen  Gebieten 
bleibt. 
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c)  Ihre  Zusammensetzung  nach  Berufen. 

Die  berufliche  Gliederung  der  bereits  erwähnten,  bei 
dem  Jüdischen  Arbeitsamt  gemeldeten  Arbeiter,  ergab 
folgendes    Bild: 

Landwirtschaft 3,69  v.  H. 

Industrie  und  Handwerk 68,30  „    „ 

Handel  und  Verkehr 11,13  „    „ 

Freie  Berufe 2,62  „    „ 

Verschiedene   Lohnarbeiter   ohne   Angabe       14,26  „    „ 

zusammen     100,00  v,  H, 

Man  ersieht  aus  diesen  Zahlen,  wie  stark  der  Krieg 
den  Prozeß  der  Produktivierung  der  jüdischen  Massen,  ihres 
Überganges  von  der  Vermittlerei  zu  Arbeiterberufen,  be- 
schleunigt hat.  Wenn  man  auch  noch  so  kritisch  diesen, 
meist  auf  (zwar  genau  kontrollierten)  Angaben  der  Arbeit- 
suchenden, gestützten  Zahlen  gegenübersteht,  läßt  sich  doch 
ohne  weiteres  erkennen,  daß  es  sich  hier  nicht  um  eine 
Massenwanderung  von  Schiebern  und  Händlern,  sondern  von 
arbeitswilligen  und  arbeitsfähigen  Proletariern  handelt.  Der 
Händler,  der  kaufmännische  Angestellte  sind  hier  ganz  in 
der  Minderzahl. 


P.  Versucß  eitierDyrtamiR  der  jüngsten  seit  T^rüßjaßr  1919 
einsetzenden  Einwanderung 

Aus  den  schon  erwähnten  Gründen  läßt  sich  auch  für 
die  Statik  der  Einwanderung  nur  ein  Annäherungswert 
angeben.  Der  Publikumsverkehr  in  den  Fürsorgestellen  der 
wichtigsten  Grenzübergänge  (Königsberg,  Beuthen)  und  ins- 
besondere bei  dem  Berliner  Arbeiterfürsorgeamt  und  dem 
Arbeitsamt  zeigt,  daß  in  keinem  Monat  mehr  als  2500 
Flüchtlinge  die  Grenze  überschritten  haben,  so  daß  die 
Gesamtzahl  der  Immigranten,  die  während  des  Krieges 
und  nach  der  Revolution  zu  den  bereits  in  Deutschland  vor 
1914  ansässig  gewesenen  Ostjuden  hinzugekommen  sind,  sich 
in  ganz  Deutschland  auf  etwa  60  000  bis  75  000  be- 
laufen mag.  Diese  Zahl  ist  bei  der  Vorbereitung  der  Selbst- 
hilfe, die  von  dem  reorganisierten  Arbeiterfürsorgearat  in 
Angriff  genommen  wurde,  von  den  verschiedensten  Seiten 
her  als  der  Sachlage  entsprechend  zum  Ausgangspunkt  für 
die    Finanzierung    der    Hilfsaktion    angenommen     wbrden. 
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Man  vergleiche  damit  die  S  c  h  r  e  c  k  z  a  h  1  e  n  , 
mit  denen  die  reaktionäre  und  selbst  ein 
Teil  derliberalenPresse  in  der  letzten  Zeit 
aufgewartet  hat.  Wenn  selbst  ein  so  wohlwollender 
und  liberaler  Beurteiler  dieser  Fragen,  wie  der  Direktor  des 
Wohnungsamtes  in  Berlin,  Herr  Dr.  Laporte,  die  Zahl  der 
sich  in  Berlin  u  n  angemeldet  aufhaltenden  „Galizier"  auf 
50  000  angibt  (was  eine  Gesamtzahl  Gemeldeter  von 
über  1  000  000  allein  in  Berlin  bedingen  würde),  so  kann 
man  sich  vorstellen,  wie  ein  unmittelbar  an  der  Entstellung 
interessierter  Agitator  diese  Zahl  ins  Lügenhafte  verzerren 
wird.  Wie  klein  in  Wirklichkeit  die  Zahl  der  sich  un- 
angemeldet aufhaltenden  jüdischen  Flüchtlinge  ist,  zeigten 
die  verschiedenen  Razzias  in  der  Grenadierstraße  usw.,  bei 
denen  das  eine  Mal  von  400  Festgenommenen  im  ganzen  17 
zurückbehalten  wurden,  das  andere  Mal  von  370  nur  5;  auch 
von  diesen  waren  die  meisten  angemeldet.  Es  ist  unver- 
antwortlich, wenn  der  Haß  gegen  diese  östlichen  Kriegs- 
opfer weiterhin  damit  geschürt  wird,  die  hereinbrechende 
„Einwandererflut"  werde  das  deutsche  Wirtschaftsleben  in 
seinen  Grundfesten  erschüttern  und  dem  deutschen  Arbeiter 
Wohnung,  Lebensmittel  und  Arbeit  rauben. 

Über  die  Dynamik  der  Immigration  können  zwar  genaue 
Zahlen  nicht  beigebracht  werden,  doch  läßt  sich  wenigstens 
aus  der  Veränderung  der  die  Immigration  bedingenden  Ver- 
hältnisse ein  ungefähres  Bild  über  die  Hebungen  und  Sen- 
kungen der  Zahl  herstellen:  Die  nordrussische  Grenze  ist 
den  Emigranten  nur  etwa  ein  halbes  Jahr  passierbar  ge- 
wesen, seit  dem  Spätherbst  1919  ist  der  Nordteil  der  Grenze, 
der  für  die  litauischen  und  nordpolnischen  Gebiete  in  Frage 
komt,  durch  die  Okkupation  von  Westpreußen,  Posen  usw. 
völlig  gesperrt.  Dazu  kommt,  daß  in  Litauen  die  Juden- 
schaft, anders  als  in  Polen,  politisch  nicht  entrechtet  ist; 
nur  so  ist  es  zu  erklären,  daß  eine  Einwanderung  litauischer 
Juden  zahlenmäßig  überhaupt  nicht  mehr  in  Erscheinung 
tritt.  Die  Auswanderungsgelegenheit  über  die  Osthäfen  in 
die  westlicher  gelegenen  Flußmündungen  ist  zudem  praktisch 
undurchführbar,  da  die  Kontrolle  der  Schiffe  sehr  streng 
imd  viel  leichter  durchzuführen  ist,  als  jede  Art  von 
Grenzkontrolle.  Es  blieb  also  seit  Herbst  1919  nur  der 
Südteil  der  Ostgrenze,  und  es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß 
bei  den  steigenden  militärischen  Aushebungen,  die  die 
polnische  Regierung  Ende  1919  veranstaltete,  und  in  der 
Zeit  vor  der  Okkupation  Oberschlesiens  durch  die  Alliierten, 
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die  Einwanderung  aus  diesen  Gebieten  immerhin  etwas  er- 
heblicher stieg.  Der  Kulminationspunkt  ist,  nach  den  ge- 
nauen Berichten  der  Grenzfürsorgestellen  etwa  Mitte  Januar 
bereits  überschritten  gewesen,  da  augenblicklich  die  Paß- 
und  Grenzkontrolle  durch  die  Alliierten  scharf  vorgenommen 
wird.  Es  erscheint  daher  auch  technisch  ausgeschlossen, 
daß  in  den  nächsten  Monaten  für  die  Auswanderung  neue 
Eingangspforten  nach  Deutschland  zur  Verfügung  stehen. 


VI.  VersuS  einer  Prognose  üBer  den  weiteren  Ujnfang 
der  Immigration 

Es  ist  zuzugeben,  daß  jede  Voraussage  in  östlichen 
Fragen  nur  mit  größter  Zurückhaltung  unternommen  werden 
kann.  Der  Sachverständige  wird  aber  doch  bestimmte 
Momente  bei  der  Beurteilung  der  kommenden  östlichen  Er- 
eignisse als  richtunggebend  ins  Auge  fassen  können.  Ein- 
mal wird  augenblicklich  mit  für  europäische  Verhältnisse 
sehr  großen  Mitteln  seitens  der  amerikanischen  Ostjudenhcit 
eine  Hilfs-  und  Aufbauaktion  ganz  großen  Stiles  in  den  Ost- 
gebieten vorgenommen.  Der  Schwerpunkt  dieser  Aktion  ist 
der  Notlage  entsprechend  in  die  polnischen  und  galizischen 
Gebiete  verlegt  worden.  Bei  dem  Umfang  der  Hunderte 
Millionen  Mark  betragenden  Mittel,  die  das  vereinigte 
amerikanische  jüdische  Hilfskomitee  zur  Verfügung  stellt, 
werden  sich  ohne  Mühe  Rohstoffe  zur  Wiederaufrichtung 
der  jüdischen  Wirtschaftszweige  bald  in  den  Osten  bringen 
lassen,  so  daß  an  sich  eine  Hebung  der  ostjüdischen  Klein- 
betriebe und  Gewerbe  als  sicher  anzunehmen  ist.  Außer- 
dem aber  sagen  alle  Kenner  der  jüdischen  Emigrationsver- 
hältnisse eine  starke  Ostwärtsverschiebung  der  jüdischen 
Binnenwanderung  im  Ostgebiet  voraus.  Manche  gehen  so- 
weit, Sibirien  als  das  neue  Judenland  der  Zukunft  hinzu- 
stellen. Es  ist  Tatsache,  daß,  seitdem  die  russischen  Aufent- 
haltsbeschränkungen gefallen  sind,  der  ganze  große  An- 
siedlungsrayon  in  Bewegung  geraten  ist,  zum  Teil  schon 
gezwungenerweise,  da  große  jüdische  Gemeinden  anfangs 
des  Krieges  bis  an  die  sibirische  Grenze  von  den  Militär- 
gewalthabern deportiert  worden  sind.  Das  Eintreten  einer 
gewissen  Entspannung  der  Verhältnisse  in  den  russischen 
Randstaaten  kann  man  mit  ziemlicher  Sicherheit  für  die 
nächsten  Monate  voraussagen. 
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Außerdem  wird  es  ohne  Zweifel  gelingen,  trotz  manchen 
augenblicklichen  Schwierigkeiten  in  Kürze  einer  bedeuten- 
den Zahl  von  Ostjuden  neue  Sicdlungsmöglichkeiten  in 
Palästina  zu  schaffen,  so  daß  auch  der  vorsichtige  Beurteiler 
schon  für  die  nächste  Zeit  ein  Nachlassen  des  Wanderungs- 
dranges nach  Westeuropa  und  eine  Verstärkung  der  Ten- 
denzen der  Ostwanderung  entweder  in  Innerrußland  und 
nach  Sibirien  hin  oder  auch  nach  Palästina  als  bestimmt 
annehmen  kann. 

Da  demnach  in  Zukunft  die  Einwanderung  von  Ost- 
juden nach  Deutschland  nur  eine  geringfügige  und  ab- 
nehmende sein  wird,  ist  es  lediglich  ein  Organisations- 
problem —  das  von  dem  jüdischen  Arbeiterfürsorgeamt  be- 
reits bearbeitet  wird  — ,  dafür  zu  sorgen,  daß  bei  den  ge- 
spannten Verhältnissen  der  Wohnungs-,  Ernährungs-  und 
Arbeitslage  in  den  Großstädten  eine  Dezentralisation  der  in 
die  Großstädte  gelangenden  Flüchtlinge  herbeigeführt  wird. 
Diese  darf,  wenn  sie  gelingen  soll,  nicht  in  dem  kleinlichen 
Geist  polizeilicher  Willkürakte  geschehen,  sondern  muß 
durch  möglichst  rationelle,  die  deutschen  Interessen  nicht 
schädigende  Unterbringung  dieser  zum  allergrößten  Teil 
arbeitswilligen  und  arbeitsfähigen  Flüchtlinge  in  den  für  sie 
geeigneten  Zweigen  des  deutschen  Wirtschaftslebens  ge- 
schehen, das  in  der  letzten  Zeit,  besonders  in  dem  west- 
lichen und  mitteldeutschen  Industriegebiet  einen  steigenden 
Arbeiterbedarf  aufwies. 

In  welcher  Art  das  Arbeiterfürsorgeamt  diese  produk- 
tive Unterbringung  und  Dezentralisierung  der  Flüchtlinge 
vornimmt,    wird   nachstehend    im    zweiten  Aufsatz    gezeigt. 
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DIE  SOZIALPOLITISCHEN 
MASSNAHMEN  DES  JÜDISCHEN 
ARBEITERFÜRSORGEAMTES  FÜR 
REGULIERUNG  UND  PLANMÄSSIGE 
VERTEILUNG  DER  OSTJÜDISCHEN 
EINWANDERUNG  IN  DEUTSCHLAND 


/  Affgemeine  VorBemerfungen 

Bereits  die  im  vorhergehenden  Aufsatz,  Seite  7 — 12,  ge- 
gebene Darstellung  über  „die  ostjüdische  Einwanderung  nach 
dem  Kriege"  läßt  deutlich  ersehen,  daß  wir  es  hier  mit  einer 
zahlenmäßig  kaum  ins  Gewicht  fallenden  Zuwanderung  von 
Flüchtlingen  zu  tun  haben,  so  daß  die  unsagbar  auf- 
gebauschte Ostjudenfrage  in  Deutschland  ohne  weiteres 
durch  einsichtige  sozialpolitische  Maßnahmen  lösbar  er- 
scheint. Es  muß  aber  betont  werden,  daß  eine  bestimmte 
Kategorie  von  Flüchtlingen  in  dieser  Darstellung  nicht  be- 
rücksichtigt werden  konnte.  Es  handelt  sich  dabei  um 
solche  ostjüdische  Elemente,  die  sowohl  wirtschaftlich  wie 
gesellschaftlich  aus  dem  Rahmen  der  spezifischen  Ostjuden- 
wanderung herausfallen  und  auch  siedlungsmäßig  fernab  von 
den  mehr  proletarischen  Judenvierteln  in  den  mondänen 
Straßenzügen  und  Hotels  sich  aufhalten,  Sie  gehören  jenen 
in  Neubildung  begriffenen  , .russischen"  Kolonien  an,  die, 
sei  es  auf  der  Flucht  vor  dem  Bolschewismus,  zu  politischer 
Arbeit  gegen  die  Räteregierung  und  für  die  bürgerlichen 
Parteien  Rußlands  und  der  Randstaaten,  häufig  auch  zur 
Anknüpfung  von  Handels-  und  Industriebeziehungen,  nach 
Deutschland  wie  allgemein  nach  Westeuropa  sich  verpflanzt 
haben.  In  ihnen  überwiegt  teilweise  das  feudale,  mili- 
tärische und  kadettische  russische  Element,  die  reiche 
Bourgeoisie,  das  Baltentum  usw, 
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Außerdem  muß  von  vornherein  Nachdruck  darauf  ge- 
legt werden,  daß  die  Zugewanderten  streng  zu  unterscheiden 
sind,  einmal  in  Passanten,  die  in  Deutschland  ihre 
Weiterfahrt  in  die  Vereinigten  Staaten  abwarten,  in 
Saisonarbeiter,  die  aus  den  in  Heft  1  geschilderten 
Gründen  die  Konsolidierung  der  östlichen  Verhältnisse  ab- 
warten müssen,  und  schließlich  in  die  sehr  geringe  Zahl 
solcher,  die  zu  ihren  bereits  seit  längerer  Zeit  in 
Deutschland  ansässigen  Verwandten  gezogen  sind.  Zu  der 
ersten  Gruppe  der  Passanten  sei  noch  bemerkt,  daß  der 
deutschen  Öffentlichkeit  die  großzügigen  Maßnahmen  der 
ostjüdischen  Verbände  Nordamerikas  für  die  reibungslose 
Herüberschaffung  der  während  des  Krieges  im  Osten  ver- 
bliebenen älteren  und  jüngeren  Familienmitglieder  leider 
kaum  bekannt  sind. 

Die  , (Vereinigten  Jüdischen  Hilfskomitees"  in  Nord- 
amerika haben  in  großzügiger  Weise  eine  besondere  Organi- 
sation geschaffen,  bei  der  bereits  20  000  Familien  die  Schif- 
fahrtskarten und  Überführungsgelder  für  etwa  80  000  im 
Osten  bisher  auf  die  Ausreise  wartende  Familienmitglieder, 
meist  betagtere  oder  jüngere  Personen,  eingezahlt  haben. 
Nach  genauen  Erkundigungen  wird  der  Abtransport  dieser 
80  000  Personen  bereits  im  Laufe  des  Juni,  sobald  die  Ver- 
handlungen wegen  des  Schiffsraumes  zu  Ende  geführt  sind, 
über  die  deutschen  Häfen  beginnen.  Ein  Teil  dieser  Aus- 
wanderer hält  sich  bereits  jetzt,  also  nur  für  eine  gewisse 
Karenzzeit  zur  Beschaffung  der  nötigen  Papiere  usw, 
in  Deutschland  auf.  Zahlenmäßige  Angaben,  wie  hoch  der 
Prozentsatz  dieser  Durchwanderer  im  Gesamtbild  der 
Flüchtlinge  ist,  werden  sich  erst  nach  einiger  Zeit,  sobald 
unsere  statistischen  Arbeiten  vorgeschritten  sind,  machen 
lassen.  Nach  unseren  Schätzungen  beträgt  die  Zahl  dieser 
Passanten   mindestens   25   v,    H. 


IL  Die  AufgaBe 

a)  Vom  deutschen  Standpunkt  aus  läßt  sich, 
wenn  man  die  parteimäßige  Einstellung  diesen  Einwanderern 
gegenüber  beiseite  läßt,  über  die  Unerwünschtheit  solcher 
Einwanderung   sachlich  folgendes   sagen: 

Bei  der  skrupellosen  Benutzung  der  Juden-  und  ins- 
besondere  der   Ostjudenfrage   durch   die   reaktionären  Par- 
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tcien  im  Wahlkampf  und  in  der  politischen  Agitation  muß 
jedes  unnötige  In-den-Vordergrund-Treten  etwaiger  Pro- 
bleme, die  durch  die  jüdischen  Flüchtlinge  aufgeworfen 
werden,  als  lästig  empfunden  werden.  Die  jüngsten  Vor- 
gänge in  Bayern,  wo  eine  zahlenmäßig  lächerlich  geringe, 
4000  Personen  kaum  überschreitende  alte  Ostjudensiedlung 
den  A.ilaß  zu  einer  maßlosen  Hetze  gegen  die  Grundlagen 
der  demokratischen  Verfassung  abgab,  zeigen  deutlich,  daß 
den  reaktionären  Parteien  an  einer  weitsichtigen  sozial- 
politischen Regelung  dieser  Frage  durchaus  nichts  gelegen 
ist,  sondern,  daß  sie  nur  s  o  weit  hieran  interessiert  sind, 
wie  diese  Frage  zu  einem  billigen  Kesseltreiben  gegen  die 
als  Träger  der  Demokratie  verschrieenen  Juden  überhaupt 
und  von  hier  aus  gegen  die  Demokratie  selber  benutzt 
werden   kann. 

Weiterhin  ist  nicht  abzuleugnen,  daß  auf  den  ersten 
Blick  durch  die  Flüchtlinge  eine  wenn  auch  geringe  Be- 
lastung des  immer  unzureichender  gewordenen  deutschen 
Wohnungsmarktes  befürchtet  werden  könnte.  Es 
schrumpft  zwar  die  in  letzter  Zeit  auch  von  Fachleuten  des 
Wohnungswesens  geäußerte  Befürchtung  erheblich  zu- 
sammen, wenn  man  sich  die  spezifischen  Wohnungsverhäit- 
nisse  dieser  Flüchtlinge  vergegenwärtigt,  wie  sie  in  der 
besonderenDarlegung  des  Dr.  Senator  (s,  Anlage  2, 
S,  39 — 41)  dargestellt  worden  sind.  Unbedingt  zuzugeben 
ist  aber,  daß  hier  ein  hochwichtiges  deutsches  Interesse  vor- 
liegt, dem  durch  die  Selbsthilfe  der  jüdischen  Organisationen 
auf  jeden  Fall  entsprochen  werden  muß. 

Die  in  der  ersten  Zeit  der  wirtschaftlichen  DemobiL- 
machung  berechtigte  Befürchtung,  daß  der  deutsche 
Arbeitsmarkt,  der  nicht  einmal  die  einheimischen 
Arbeitslosen  aufzunehmen  in  der  Lage  war,  ein  Zuströmen 
von  arbeitsuchenden  Ausländern  nicht  vertragen  könne,  trifft 
seit  einigen  Monaten  nicht  mehr  zu,  soweit  man  von 
einzelnen  Großstädten  absieht.  Das  westdeutsche  und 
mitteldeutsche  Industriegebiet  hat  bereits  seit  längerer  Zeit 
einen  steigenden  Bedarf  an  Arbeitern  bestimmter 
Zweige,  der  durch  die  von  der  Großstadt  nur  in  seltenen 
Fällen  fortzubringenden  einheimischen  Arbeitslosen  nicht 
befriedigt  werden  kann.  Schädlich  vom  deutschen  Stand- 
punkte aus  ist  lediglich  die  Stauung  der  arbeitsfähigen 
Flüchtlinge  in  den  Großstädten,  während  ihrer  Verteilung 
auf  die  aufnahmefähige  Provinz  unter  bestimmten  Kautelen 
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ein  deutsches  Interesse  nicht  entgegensteht  (s,  auch  die  be- 
sondere Anlage  1,  S.  32 — 33), 

Schließlich  ist  zusammenfassend  zu  sagen,  daß  nach 
allen  Erfahrungen  der  Kriegszeit  und  der  im  allgemeinen  zu 
günstigen  Erfolgen  führenden  preußischen  Praxis  (die  sich 
auf  den  Ministerialerlaß  vom  1.  November  1919  stützt),  es 
ohne  weiteres  notwendig  erscheint,  bei  dieser  spezifischen 
Flüchtlingsfürsorgc  die  Erfahrungen  der  jüdischen  Organi- 
sationen Deutschlands  und  deren  Selbsthilfe  möglichst  weit- 
gehend dazu  heranzuziehen,  um  bei  der  Regelung  des  Pro- 
blems die  deutschen  Interessen  ausdrücklich  wahrzunehmen. 

b)  Vom  Standpunkt  der  Flüchtlinge  aus 
wäre  wünschenswert,  wenn  bei  der  Regelung  dieser  Frage 
auf  ihre  Psyche  und  ihre  besonderen  Verhältnisse  soweit 
Rücksicht  genommen  würde,  daß  die  notwendigen  sozial- 
politischen Maßnahmen  möglichst  ohne  Erschwerung  durch 
verallgemeinerndes  bürokratisches  Vorgehen  erfolgen.  Es 
geht  nicht  an,  daß  zulieb  einigen  wirtschaftlichen  Schäd- 
lingen, die  obendrein  noch  durch  ihre  auffallenden  Gesten 
deutlicher  in  Erscheinung  treten  als  die  viel  gefährlicheren 
Großschieber  neutraler  und  westdeutscher  Konfession,  die 
Gesamtzahl  der  Flüchtlinge  durchweg  wie  eine  Gesellschaft 
von  raffinierten  Schwindlern  behandelt  wird.  Es  darf  nicht 
vergessen  werden,  daß  selbst  diese  wenigen  unerwünschten 
Schieber  unter  den  Flüchtlingen  volkswirtschaftlich,  ihren 
Umsätzen  nach,  auch  nicht  annähernd  eine  ähnliche  Rolle 
spielen,  wie  jene  westeuropäischen,  aus  Neutralien  und 
anderswoher  kommenden  Großschieber,  die  in  ihren  Gesten 
und  ihrem  äußerlichen  Gehaben  in  den  vornehmen  Hotels 
kaum  auffallen,  hier,  obwohl  sie  den  Wohnungsmarkt  wirk- 
lich belasten,  keinerlei  ,, Volkswut"  gegen  sich  wachrufen, 
aber  den  Ausverkauf  Deutschlands  bisher  ungehindert  mit 
riesigen   Mitteln   vornehmen   konnten. 

Vom  Standpunkt  der  Flüchtlinge  aus  würde  also  zu 
fordern  sein,  daß  bei  ihrer  Behandlung  auf  die  verschiedenen 
Gründe,  die  sie  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  in  Deutsch- 
land gezwungen  haben,  soweit  Rücksicht  genommen  wird, 
wie  es  mit  den  vorher  geschilderten  deutschen  Interessen  zu 
vereinbaren  ist.  Insbesondere  ist  es  zu  wünschen,  daß  amt- 
liche Stellen  sich  nicht  durch  die  von  den  reaktionären 
Parteien  aufgebrachte  Legende  verwirren  lassen,  als  befinde 
sich  unter  diesen  Immigranten  der  Mittelpunkt  der  bolsche- 
wistischen Propaganda,  Man  muß  sich  diese  armseligen, 
verängsteten,  von  allen  Seiten  her  bedrückten  Menschen,  die 
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an  der  Grenze  meistens  bis  auf  die  letzte  Barschaft  aus- 
geplündert wurden,  erst  einmal  ansehen,  man  muß  sich  unter 
ihnen  bewegt  und  mit  ihnen  über  ihre  vielen  kleinen  Sorgen 
gesprochen  haben,  um  sich  von  der  Absurdität  solcher 
Märchen  zu  überzeugen. 

///  Organisation  und  Gfiecferung  des  ArSeiter^ 
fiÄrsorgeamtes 

Als  während  der  Kriegszeit  Tausende  ostjüdischer 
Arbeiter  zur  Durchführung  des  Hindenburgprogramms  zun: 
Teil  mit  hartem  Zwang  nach  Deutschland  überführt  wurden, 
ergab  sich  bald  die  Notwendigkeit,  eine  besondere  jüdische 
Stelle  damit  zu  betrauen,  daß  bei  der  Überleitung  dieser 
Arbeiter  auf  die  für  sie  geeigneten  deutschen  Industrie- 
zweige und  zu  ihrem  Schutze  vor  sachunkundiger  und  grau- 
samer Behandlung  wenigstens  die  schwersten  Fehler  ver- 
mieden wurden.  Diese  „jüdische  Abteilung"  der  deutschen 
Landarbeiterzentrale  zu  Warschau,  die  bei  den  deutschen 
Gewerkschaften  in  Berlin  eine  besondere  Zweigstelle  hatte, 
wurde  nach  Kriegsschluß  von  dem  ,, Komitee  für  den 
Osten"  übernommen  und  als  ,, Jüdisches  Arbeiterfürsorge- 
amt" mit  der  Zentrale  in  Berlin  und  einigen  Neben- 
stellen in  der  Provinz  weitergeführt.  Die  Erkenntnis 
jedoch,  daß  es  im  Interesse  aller  großen  jüdischen 
Organisationen  Deutschlands  liege,  die  Fürsorge  für  diese 
Eingewanderten  zu  übernehmen  und  durch  jüdische 
Selbsthilfe  zu  einer  Entlastung  Deutschlands  beizutragen, 
führte  endlich  im  März  1920  zu  einem  Zusammenschluß  der 
großen  jüdischen  Organisationen  und  zu  dem  notwendigen 
Ausbau  des  Arbeiterfürsorgeamtes,  Dieses  faßt  als  Spitzen- 
organisation folgende  zur  gemeinsamen  Arbeit  zusammen- 
gehende Vereinigungen  zusammen:  den  Hills  verein  der 
deutschen  Juden,  den  Zentralverein  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens,  die  zionistische  Vereinigung  für 
Deutschland,  die  Großloge  U.  0.  B,  B.,  die  Berliner  jüdische 
Gemeinde,  das  Komitee  für  den  Osten,  die  Zentralstelle  für 
jüdische  Wanderarmenfürsorge,  die  jüdischen  Arbeiter- 
parteien: Bund,  Hapoel-Hazair,  Poale-Zion,  den  Verband  der 
Ostjuden,  das  Jüdische  Arbeitsamt  usw.  —  Erst  jetzt  war 
auch  die  finanzielle  Möglichkeit  gegeben,  das  Arbeiter- 
fürsorgeamt zu  einer  leistungsfähigen  Flüchtlingsfürsorge 
für    die    eingewanderten     Ostjuden    auszubauen,     in    allen 
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größeren  Städten  ein  Netz  von  aufnahmefähigen  Unterstellen 
zu  schaffen  und  die  Frage  der  nach  Kriegsende  nach 
Deutschland  Geflüchteten  in  großzügiger,  organisatorischer 
Weise  der  Lösung  näher  zu  bringen. 

Bei  der  Wichtigkeit  und  der  zahlenmäßigen  Bedeutung 
der  örtlichen  Fürsorgearbeit  in  Berlin  ist  die  neu- 
geschaffene Zentralstelle  durch  Personalunion  des  Leiters 
mit  der  örtlichen  Fürsorgestelle  Berlin  verbunden.  Der 
Zentralstelle  für  Deutschland  liegt  einmal  die 
Vertretung  des  A,  F.  A,  vor  den  Reichs-  und  Landesbehörden 
und  die  Führung  der  notwendigen  Verhandlungen  ob.  Ein 
gut  funktionierender  Pressedienst,  der  zur  sachlichen  Auf- 
klärung der  Öffentlichkeit  angesichts  der  skrupellosen  Ver- 
hetzung durch  reaktionäre  Organe  immer  dringlicher  ge- 
worden ist,  wurde  eingerichtet.  Die  Versehung  der  Unter- 
stellen mit  dem  notwendigsten,  ihrer  Arbeit  die  Richtung 
weisenden  Material,  der  Ausbau  dieser  Unterstellen  und 
ihre  beständige  Informierung  über  die  in  Angriff  zu  nehmen- 
den Aufgaben  ist  mit  Erfolg  in  die  Wege  geleitet  worden. 
Inzwischen  hat  sich  immer  klarer  herausgestellt,  daß  die 
dem  Arbeiterfürsorgeamt  durch  den  Erlaß  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  L  November  1919  übertragenen  Arbeiten 
nur  dann  mit  Erfolg  durchgeführt  werden  können,  wenn 
eine  möglichst  enge  Verbindung  mit  den  jüdischen  Ein- 
richtungen für  Arbeitsnachweis,  insbesondere  mit  dem  als 
Arbeitsnachweis  dienenden  Jüdischen  Arbeitsamt 
(Berlin,  Monbijouplatz  1)  und  seinen  Zweigstellen  hergestellt 
wird.  Dieses  Arbeitsamt  ist  einige  Monate  nach  Kriegs- 
ende zunächst  zur  Fürsorge  für  jüdische  Kriegsbeschädigte 
und  Kriegsteilnehmer  begründet  worden,  hat  aber  später 
sich  mit  allem  Nachdruck  der  Arbeitsbeschaffung  für  ost- 
jüdische Flüchtlinge  gewidmet.  In  welcher  Weise  sich  die 
organisatorische  Angliederung  des  Arbeitsamtes  an  das 
Arbeiterfürsorgeamt  bewerkstelligen  läßt,  ist  augenblicklich 
Gegenstand  besonderer  Verhandlungen, 

Das  A,  F.  A.,  Zentralstelle  für  Deutschland,  hat  außer 
diesen  noch  besondere  Abteilungen  für  die  Regelung  der 
Wohnungsbeschaffung,  für  die  statistische 
Erfassung  der  Flüchtlinge  und  für  die  Zentralisation  der 
ihnen  dienenden  Wohlfahrtseinrichtungen  und  Organe  der 
sozialen  Fürsorge  eingerichtet.  Als  Spitzenorgani- 
sation ist  es  leicht  imstande,  in  systematischer  Weise  die 
bereits  bestehenden  allgemeinen  jüdischen  Wohltätigkeits- 
bestrebungen,  soweit   Beköstigung,   Beherbergung  und   pro- 
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duktive  Unterstützung  den  Flüchtlingen  geboten  wird,  zu 
zentralisieren  und  ein  planloses  Nebeneinander  zu  ver- 
meiden. 


W.  Die  Maßnaßmen  des  Arßeiterfürsorgeamtes 

a)  Die  Regelung  der  Personalverhält- 
nisse; Bekanntlich  fehlt  es  für  einen  großen  Teil  der 
ostjüdischen  Flüchtlinge  an  jeder  konsularischen  Vertretung. 
Ganz  abgesehen  von  ihrer  zielbewußten  Schikanierung  durch 
einzelne  osteuropäische  Konsulate  hat  der  Wirrwarr  und 
die  Umgestaltung  der  Staatsverhältnisse  in  der  früheren 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  in  den  russischen 
Randgebieten  auch  sachlich  für  jede  Kategorie  der  Flücht- 
linge, sowohl  für  die  Amerika-Emigranten  wie  für  die  vor 
Progromen  und  dem  grausamen  polnischen  Militärdienst 
Flüchtenden  es  beinahe  unmöglich  gemacht,  mit  genügenden 
Personalpapieren  sich  nach  Deutschland  zu  begeben.  Dieser 
Tatsache  hat  bekanntlich  der  Erlaß  des  Preußischen  Innen- 
ministeriums vom  1.  November  1919  soweit  Rechnung  ge- 
tragen, daß  das  A.  F,  A.  als  hierfür  besonders  geeignetes 
Organ  mit  der  Feststellung  der  Personalverhältnisse  und 
ihrer  genauen  Prüfung  betraut  und  in  den  Stand  versetzt 
wurde,  die  unbedingt  zu  schützenden  Arbeitswilligen  und 
anständigen  Flüchtlinge  in  seine  Obhut  zu  nehmen  und  es 
zu  verhindern,  daß  unschuldigerweise  Tausende  arbeitsamer 
Elemente  durch  Verweigerung  der  Anmeldung  einfach  ge- 
zwungen wurden,  sich  auf  illegalem  Wege  Lebensmittel- 
karten zu  beschaffen,  und  hierdurch  zu  Konflikten  mit  dem 
geltenden  Rechtsbrauch  gezwungen  zu  werden.  Es  wäre 
unbedingt  wünschenswert,  wenn  diese  augenblicklich  nur 
in  Preußen  geltenden  Ermächtigungen  des  A,  F.  A,  auch  in 
den  anderen  Bundesstaaten  zur  Anwendung  kämen.  Erst 
dann  ließe  sich  die  von  dem  A,  F.  A,  angestrebte  und  zu 
einem  gewissen  Teil  bereits  durchgeführte  Dezentralisierung 
der  in  den  Großstädten  sich  stauenden  Flüchtlinge  und  die 
Überleitung  der  nicht  auf  der  Weiterwanderung  begriffenen 
arbeitsfähigen  Elemente  auf  geeignete  deutsche  Wirtschafts- 
zweige in  vollem  Umfange  durchführen.  Augenblick- 
lich wird  der  Recherchendienst  des  A,  F,  A,  weiter 
ausgebaut,  damit  den  Aufgaben,  die  dem  A,  F.  A,  durch  den 
oben  erwähnten  Erlaß  übertragen  worden  sind,  in  der  pein- 
lichsten Weise  entsprochen  wird. 
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b)  Die  Wohnungsfürsorge:  In  einer  besonderen 
Darlegung  (s,  S,  38 — 42)  sind  die  vielen  maßlosen  Angriffe, 
die  gegen  die  Flüchtlinge  wegen  der  vermeintlichen  Be- 
lastung des  Wohnungsmarktes  immer  wieder  erhoben 
werden,  in  objektiver  Weise  geprüft  und  auf  Grund  der 
Tatsachen  auf  das  richtige  Maß  zurückgeführt  worden.  Es 
ist  hier  daran  zu  erinnern,  daß  für  einen  nicht  unerheb- 
lichen Teil  der  Flüchtlinge,  nämlich  für  die  Durchwanderer 
nach  Amerika  (vgl,  auch  Seite  19  der  Vorbemerkung)  es 
sich  nur  darum  handelt,  ihnen  für  die  kurze  Karenzzeit 
bis  zu  ihrer  Weiterfahrt  Schlafgelegenheit  zu  bieten.  Die 
Bemühungen  des  A,  F.  A,,  durch  Bereitstellung  und  Her- 
richtung jüdischer  Vereinslokale,  der  Vorräume  von  Syna- 
gogen und  weiterer,  für  den  allgemeinen  Wohnungs- 
markt  überhaupt  nicht  in  Frage  kommenden  Räumen  zu 
Notstandsquartieren  Abhilfe  zu  schaffen,  beginnen  bereits 
jetzt  zu  einem  Erfolge  zu  führen.  Die  gleichen  Bemühungen 
wie  in  Berlin  werden  von  uns  in  anderen  deutschen  Groß- 
städten unternommen;  wir  scheuen  nicht  davor  zurück,  in 
der  jüdischen  Selbsthilfe  soweit  zu  gehen,  daß  wir  reicheren 
jüdischen  Familien  zumuten,  für  den  Notfall  einzelnen 
Flüchtlingen  in  ihrer  Wohnung  Notquartier  zu  geben. 

Anders  stellt  sich  die  Frage  für  diejenigen  Flüchtlinge 
dar,  die  in  Arbeitsstellen  der  Provinz  vermittelt  werden. 
Hier  kann  von  einem  akuten  Problem  überhaupt  nicht  die 
Rede  sein.  Der  ostjüdischc  Arbeiter,  an  sich  schon  an 
primitives  Wohnen  gewöhnt,  ist  durch  die  ungeheure  Kriegs- 
not, durch  die  massenhafte  Ruinierung  seiner  Wohnstätten 
in  der  Lage,  mit  solch  scheinbar  unzulänglichen  Unter- 
künften vorlieb  zu  nehmen,  die  für  den  deutschen  Arbeiter, 
insbesondere  für  den  großstädtischen,  überhaupt  nicht  in 
Frage  kommen.  Dazu  ist  auf  eine  weitere  Eigentümlichkeit 
des  jüdischen  Arbeiters  hinzuweisen.  Am  leichtesten  ge- 
lingt es,  ihn  selbst  bei  schweren  Arbeitsverhältnissen  mit 
gutem  Resultat  unterzubringen,  wenn  er  nicht  als  einzelner, 
sondern  in  kleinen  Arbeitstrupps  mit  seinen  ostjüdischen 
Kollegen  in  die  neue  Umgebung  versetzt  wird.  Es  wird 
nicht  schwer  sein,  in  solchen  Fällen  durch  das  A,  F,  A, 
besondere  Baracken  für  diese  Arbeitertrupps  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Auch  wird  von  uns  an  einer  Ausgestaltung 
solcher  jüdischer  Einrichtungen  gearbeitet,  die,  wie  beispiels- 
weise die  jüdische  Arbeiterkolonie  Weißensee  bei  Berlin, 
eine  größere  Kapazität  für  die  Beherbergung  von  Flücht- 
lingen bieten,    wenn   diese   zunächst    die    Unterbringung   in 
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Arbeitsstellen  abzuwarten  genötigt  sind.  Über  die  weiteren 
Arbeiten  des  A,  F,  A,  nach  der  Richtung  hin,  den  deutschen 
Wohnungsmarkt  planmäßig  von  den  Flüchtlingen  zu  ent- 
lasten, wird  von  Zeit  zu  Zeit  weiter  berichtet  werden.  Un- 
bedingt zu  fordern  ist  aber,  daß  bis  zur  völligen  Durch- 
führung dieser  Arbeiten  in  den  nächsten  Monaten  keine 
Erschwerung  durch  rigorose  Maßnahmen  der  Wohnungs- 
ämter  eintritt. 

c)  Die  Arbeitsvermittlung:  Auch  über  diesen 
Punkt  kann  auf  eine  Sonderdarstellung  verwiesen  werden, 
die  in  Anlage  1,  S,  31 — 37,  beigefügt  ist,  Sie  klärt  zunächst 
einmal  die  grundsätzlichen  Fragen  des  Arbeitsmarktes,  die 
steigende  Kapazität  bestimmter  deutscher  Industriezweige 
für  ostjüdische  Arbeiter  und  die  psychologischen  Voraus- 
setzungen für  ein  reibungsloses  Gelingen  ihrer  Unter- 
bringung, Wir  sind  augenblicklich  dabei,  abgesehen  von 
einer  engeren  Angliederung  des  als  Arbeitsnachweis 
dienenden  Jüdischen  Arbeitsamtes,  dessen 
Zweigstellen  derart  zu  vermehren,  daß  jede  Belastung  von 
unbedingt  zu  sperrenden  deutschen  Wirtschaftszweigen 
durch  ostjüdische  Arbeiter  unterbleibt,  andererseits  aber 
dort,  wo  eine  Vermittlung  jüdischer  Arbeiter  ohne  weiteres 
gangbar  und  nützlich  erscheint,  diese  in  der  bisherigen  sach- 
kundigen Weise,  dabei  erleichtert  durch  größere,  für  diesen 
Zweck  zur  Verfügung  gestellte  Mittel,  reibungslos  erfolgt. 
Die  hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  mit  den  amtlichen 
Stellen  schweben  noch.  Es  sei  dazu  bemerkt,  daß  unsere 
Arbeit  in  enger  Fühlungnahme  mit  den  zentralen  und  ört- 
lichen Instanzen  der  Gewerkschaften  vor  sich  geht.  Irgend- 
welche Erschwerungen  durch  die  besonderen  Religions- 
gesetze treffen  bei  der  überwiegenden  Mehl  zahl  der  jüdi- 
schen Proletarier  überhaupt  nicht  zu.  Die  Verweltlichung 
der  ostjüdischen  Gemeinschaft  hat  gerade  in  den  Kreisen 
des  jüdischen  Proletariats  schnelle  Fortschritte  gemacht,  so 
daß  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  (man  mag  es  bedauern  oder 
begrüßen)  ohne  jede  Hemmung  sich  in  die  deutschen 
Arbeits-  und  Lebensbedingungen  ohne  weiteres  einfügt. 
Etwas  anderes  ist  es  mit  ihrer  Vorliebe,  in  kleinen  Arbeits- 
trupps Stellung  zu  suchen;  diese  hängt  damit  zusammen,  daß 
der  jüdische  Arbeiter  unter  seinen  jüdischen  Kollegen  seine 
regen  kulturellen  Bedürfnisse  leichter  befriedigen  kann  und 
durch  seine  geringe  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  weniger 
behindert  ist.  Das  A,  F,  A,  erblickt  in  dem  Ausbau  dieser 
arbeitsvermittelnden   Maßnahmen    eine    seiner    wichtigsten 
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Aufgaben;  nur  so  können  weitere  Kreise  der  Flüchtlinge 
aus  den  moralisch  für  sie  nur  schädlichen  Anhäufungen  in 
der  Großstadt  und  aus  der  Gefährdung,  durch  Arbeitslosig- 
keit und  Not  kriminell  zu  werden,  herausgebracht  werden. 

d)  Die  ergänzende  soziale  Fürsorge:  Ob- 
wohl für  die  Mehrzahl  der  Flüchtlinge  die  Regelung 
ihrer  Personalverhältnisse,  die  Versorgung  mit  Notquartier 
und  die  Vermittlung  von  geeigneter  Arbeit,  sowie  für  die 
nach  Amerika  Durchreisenden  die  Beschaffung  der  not- 
wendigen Visa  als  regelmäßige  Fürsorgemaßnahme  meistens 
ausreicht,  gibt  es  doch  eine  Minderzahl,  für  die  eine  be- 
sondere, ihren  Bedürfnissen  angepaßte,  ergänzende  soziale 
Fürsorge  eintreten  muß. 

Dies  trifft  ohne  weiteres  zu  für  jene  vereinzelten  Fälle, 
in  denen  betagtere  Personen,  auch  Witwen,  Minderjährige, 
Waisen,  lediglich  um  ihr  nacktes  Leben  zu  retten,  mit  der 
Welle  der  Arbeitsfähigen  nach  Deutschland  verschlagen 
worden  sind.  An  sich  ist  es  richtig,  daß  bei  dem  gut  ent- 
wickelten Sinn  für  Wohlfahrtswesen,  der  die  deutschen 
jüdischen  Gemeinden  auszeichnet,  wohl  überall  die  ver- 
schiedensten Vereine  bestehen,  die  bereits  in  Friedenszeit 
solche  soziale  Fürsorge  ausgeübt  haben.  Der  Notwendig- 
keit, in  dieser  Richtung  Neugründungen  zu  veranlassen,  ist 
also  das  A,  F.  A.  samt  seinen  Fürsorgestellen  in  der  Provinz 
meistens  enthöben.  Sowohl  der  Jüdische  Frauenbund,  wie 
die  Wanderarmenfürsorge,  die  Durchreisekommissionen  der 
Gemeinden,  die  Wohltätigkeitsvereine  für  Wöchnerinnen- 
pflege und  Armenunterstützung  sind  in  dieser  oder  jener 
Form  in  den  meisten  Großstädten  vorhanden.  Aufgabe  des 
A,  F.  A.  ist  es  daher,  einmal  die  große  Zahl  der  sich  täglich 
meldenden  Petenten  daraufhin  zu  sichten,  für  welche  Per- 
sonen unbedingt  soziale  Fürsorge  eintreten  muß.  Auf  der 
anderen  Seite  versucht  das  A,  F.  A.,  die  bereits  bestehenden 
jüdischen  Organe  der  sozialen  Fürsorge  für  den  besonderen 
Zweck  der  Flüchtlingsfürsorge  in  der  Art  zusammenfassend 
mit  heranzuziehen,  daß  eine  planvolle  Arbeitsteilung  und 
Abgrenzung  der  verschiedenen  Arbeitsgebiete  eintritt  mit 
dem  obersten  Zweck,  daß  die  Fürsorgebe- 
dürftigen öffentlicher  Armenpflege  kci- 
neswegszurLastfallenundihreAngelegen- 
heiten  in  einer  Weise  geordnet  werden,  die 
den  Grundsätzen  sozialer  Fürsorge  ent- 
spricht, 
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Auch  für  einen  Teil  der  ohne  weiteres  arbeits- 
fähigen Personen  kann  manchmal  Arbeitsvermittlung  mit 
Erfolg  erst  dann  vorgenommen  w^erden,  wenn  bestimmte 
Wohlfahrtsmaßnahmen  vorangegangen  sind.  Kommt  doch 
ein  Teil  der  Flüchtlinge  häufig  völlig  ausgeplündert,  mit  nur 
geringer  Barschaft  an,  so  daß  Einzelne  manchmal  nicht 
einmal  im  Besitz  ausreichender  Arbeitskleidung  sind.  An- 
dere sind,  da  sie  aus  Unkenntnis  der  Sprache  und  der  Ver- 
hältnisse allen  möglichen  Schwindlern  in  die  Hände  geraten, 
in  Deutschland  selber  häufig  um  ihre  gesamte  Habe  be- 
trogen worden.  Eine  gut  organisierte  zeitweilige  Hilfe,  um 
diese  Personen  über  die  ersten  Schwierigkeiten  bis  zur  Ar- 
beitsaufnahme hinwegzubringen,  ist  daher  ohne  weiteres 
ein  Erfordernis,  dem  das  A,  F.  A,  bereits  jetzt  weitgehend 
entspricht. 


P.  AusBfi(£  auf  die  Beßördficße  Regefung  der  Kirtge= 

wanderten/rage,  soweit  Reic£s=  und  Landes Beßörden 

in  Betradjt  kommen 

Im  vorhergehenden  ist  das  sozial-politische  Problem, 
das  in  der  Tatsache  der  nach  Deutschland  geflüchteten  Ost- 
juden vorliegt,  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin 
verdeutlicht  worden.  Es  hat  sich  dabei  ergeben,  daß  bei 
einer  von  außen  her  ungestörten,  aufbauenden  Tätigkeit 
des  Jüdischen  A.  F.  A.  die  meisten  Befürchtungen,  die  auf 
Grund  hetzerischer  Entstellungen  heute  noch  selbst  von 
mancher  objektiven  deutschen  Seite  gehegt  werden,  in  ein 
Nichts  zusammenschrumpfen.  Vorbedingung  hierfür  ist  aber, 
daß  bei  der  offiziellen  Behandlung  des  Problems  ein  weit- 
sichtiger Standpunkt  derart  eingenommen  wird,  daß  nicht 
die  engen  Ressortinteressen  der  einzelnen  Verwal- 
tungsstellen, insbesondere  auch  nicht  lediglich  das  örtliche 
Interesse  bestimmter  nachgeordneter  Instanzen  übermäßig 
betont  werden.  Sonst  kann  von  einer  umfassenden  Rege- 
lung der  Frage  nicht  die  Rede  sein. 

Einige  Beispiele  mögen  dartun,  wie  schädlich  in  dieser 
Frage  jede  Art  von  Kirchturmspolitik  und  einseitiger  Her- 
vorhebung in  den  Vordergrund  geschobener  Ressortschwie- 
rigkeiten ist.  Im  Gebiet  der  Provinz  Brandenburg  ist  das 
als  Arbeitsnachweis  dienende  Jüdische  Arbeitsamt  vom 
Landesarbeitsamt  als   offizieller  Arbeitsnachweis   anerkannt 
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worden.  Das  Landesarbeitsamt  Brandenburg  hat  sich  der 
Einsicht  nicht  entziehen  können,  von  welchem  Vorteil  für 
die  Entlastung  Berlins  die  Tätigkeit  dieses  besonderen  Ar- 
beitsnachweises ist.  Im  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
gebiet dagegen,  wo  als  Nebenstelle  des  genannten  Arbeits- 
amtes die  Jüdische  Arbeitsnachweisstelle  Duisburg  fungiert, 
nehmen  die  Landesarbeitsämter  Düsseldorf  und  Münster, 
schärfer  noch  das  Landesbergbauamt  in  Bochum,  bisher  eine 
Stellung  ein,  die  der  Tätigkeit  unserer  Arbeitsvermittlung 
wenig  förderlich  ist.  Es  ist  aber  zu  hoffen,  daß  jetzt,  nach- 
dem besondere  Verhandlungen  hierüber  auch  mit  den  Zen- 
tralbehörden vor  dem  Abschluß  stehen,  die  Einfügung  dieser 
speziellen  jüdischen  Arbeitsnachweisstellen  in  die  provin- 
zielle Organisation  des  Arbeitsnachweiswesens  reibungslos 
erfolgen  wird.  Für  uns  nämlich  ist  es  sehr  erschwerend, 
wenn  die  Hemmungen,  die  mancher  unterbewußt  antisemi- 
tisch eingestellte  oder  der  jüdischen  Arbeiterschaft  über- 
haupt nur  skeptisch  gegenüberstehende  Beamte  von  Natur 
aus  mit  sich  bringt,  immer  wieder  durch  zeitraubende  Ein- 
zelverhandlungen überwunden  werden  müssen.  Eine  von 
den  Zentralstellen,  in  diesem  Fall  dem  Reichsamt  für  Ar- 
beitsnachweis, von  vornherein  ausgegebene  einheitliche  und 
eindeutige  Anweisung  wird  manche  Schwierigkeiten,  die 
augenblicklich  noch  unsere  Arbeiten  lahmlegen,  hinweg- 
räumen und  den  allein  gesunden  Standpunkt  für  die  Praxis 
zur  Geltung  bringen,  daß  bei  der  Regelung  dieser  Frage  nur 
bei  einem  Vorgehen  nach  einheitlichen  und  weitsichtigen 
Gesichtspunkten  Erfolge   erzielt  werden  können. 

Ähnlich  ist  es  mit  den  Erschwerungen,  die  manche  ört- 
liche Wohnungsämter  machen.  Während  der  Direktor 
des  Wohnungsamtes  Berlin,  Dr,  Laporte,  auf  Grund  ein- 
gehender Informationen  seit  einigen  Wochen  eine  Praxis  bei 
der  Zuteilung  von  Schlafstellen  und  möblierten  Zimmern 
an  ostjüdische  Flüchtlinge  anwendet,  die  es  uns  ermöglicht, 
unsere  dezentralisierenden  und  den  deutschen  Wohnungs- 
markt entlastenden  Maßnahmen  durchzuführen,  arbeiten 
andere  Wohnungsämter  augenblicklich  in  einer  viel  nega- 
tiveren Weise,  die  für  unsere  Arbeit  eine  Menge  Erschwe- 
rungen mit  sich  bringt. 

Nicht  anders  liegen  die  Dinge,  wenn  man  die  Praxis  der 
preußischen  Landesbehörden  mit  der  anderer  Bundesstaaten 
vergleicht.  In  Sachsen  und  in  den  süddeutschen  Staaten  ist 
es  bisher  noch  immer  nicht  gelungen,  eine  ähnliche  Regelung 
herbeizuführen,  wie  sie  in  Preußen  u.  a.  auf  Grund  des  Er- 
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lasses  des  Innenministeriums  vom  1,  November  1919  mit 
Erfolg  vorgenommen  worden  ist.  Dort  erfolgen  noch  immer 
(vergl,  die  Vorgänge  in  Bayern)  Ausweisungen,  die  ohne  Be- 
rücksichtigung der  in  den  Nachbarstaaten  erlassenen 
zweckmäßigen  Bestimmungen  neue  Beunruhigung  und  plan- 
lose Störungen  im  Gefolge  haben  und  eine  einheitliche 
Aktion  des  A,  F,  A,  beinahe  zur  Unmöglichkeit  machen. 
Zwar  hofft  das  A.  F,  A.,  nunmehr  systematisch  zu  einer  ob- 
jektiven Information  auch  der  in  Frage  kommenden  Reichs- 
und Landesbehörden  überzugehen.  Das  wenigsteaber, 
das  von  unserem  Standpunkt  aus  gerade  bei 
der  Wahrung  deutscher  Interessen  ver- 
langt werden  muß,  ist  die  offizielle  Aner- 
kennungdesA,  F,  A,  alsderjenigenStelle.die 
von  den  deutschen  Reichs-  und  Landesbe- 
hörden vor  jeder  Inangriffnahme  von  legis- 
lativen oder  anderen  Regelungen  der  Ost- 
judenfrage unter  allen  Umständen,  wenig- 
stens informatorisch,  gehört  und  zur  Stel- 
lungnahme aufgefordert  werden  soll.  Eine 
derartige  Übertragung  offiziellen  Charakters  auf  das  A,  F,  A. 
bedeutet  durchaus  kein  Novum  in  der  bisherigen  Verwal- 
tungspraxis, Auch  andere  Zentralstellen  für  Flüchtlings- 
fürsorge werden  bekanntlich  in  der  gleichen  Weise  zur  In- 
formation und  Stellungnahme  herangezogen.  Wenn  diese 
Vorbedingung  erfüllt  ist,  glaubt  das  A.  F,  A, 
durchaus  die  Verantwortung  für  seine  im 
Sinne  der  deutschen  Interessen  selber  lie- 
gende Tätigkeit  nach  jeder  Richtung  hin 
übernehmen  zu  können. 
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DER 
ARBEITSMARKT  IN  DEUTSCHLAND 
UND  DIE  OSTJÜDISCHEN  ARBEITER 


In  dem  Problem,  das  durch  die  in  Deutschland  befind-  Ajifage 
liehen  ostjüdischen  Flüchtlinge  aufgeworfen  ist,  spielt  viel- 
leicht die  größte  Rolle  die  Frage  der  Einordnung  dieser  Ein- 
wanderer in  die  deutsche  Volkswirtschaft,  Von  einem 
engen  Ressortstandpunkt  aus  ist  man  häufig  zunächst  ge- 
neigt, der  Frage  der  Arbeitsvermittlung  dieser  nun  einmal 
in  Deutschland  befindlichen  Leute  grundsätzlich  ablehnend 
gegenüberzustehen.  Die  Berechtigung  dieses  Standpunktes 
wird  damit  verfochten,  daß  bei  der  in  Deutschland  herr- 
schenden Arbeitslosigkeit  die  Beschäftigung  von  ausländi- 
schen Arbeitern  in  keiner  Weise  geduldet  werden  kann. 
Ganz  abgesehen  davon,  daß  ein  solch  einseitiger  Ressort- 
standpunkt bei  der  Lösung  eines  nicht  unkomplizierten  so- 
zialpolitischen Problems,  wie  es  die  Ostjudenfrage  darstellt, 
nicht  allein  ausschlaggebend  sein  kann,  ist  auch  sachlich 
diese  Argumentation  nicht  haltbar. 

Dieses  Problem  muß  naturgemäß  auch  von  dem  Ge- 
sichtspunkt aus  betrachtet  werden,  daß  viel  gefährlicher  als 
die  Beschäftigung  einiger  1000  ausländischer  Arbeiter  in  der 
deutschen  Volkswirtschaft  eine  Nicht  beschäftigung  dieser 
Elemente  ist,  indem  durch  dauernde  Arbeitslosigkeit,  wie 
sie  die  gegen  die  Ausländer  gerichteten  Maßnahmen  der 
Demobilmachungskommissare  bewirken,  und  die  illegale 
Existenz,  die  ebenfalls  durch  einzelne  Behörden  bisher 
manchmal  geradezu  begünstigt  worden  ist,  hunderte  Per- 
sonen dem  Verbrechen  und  Schiebertum  zugetrieben  werden. 

Sieht  man  nun  den  wirtschaftlichen  Tatsachen  klar  ins 
Auge,  so  ergibt  sich  ein  Bild,  das  ganz  anders  aussieht  als 
Voreingenommenheit  und  Unorientiertheit  über  die  tatsäch- 
lichen Verhältnisse,  über  die  Berufsschichtung  der  Ostjuden 
und  die  Lage  des  deutschen  Wirtschaftsmarktes  es  zeichnen. 

Zunächst  muß  einmal  darauf  hingewiesen  werden,  daß, 
ebenso  wie  die  Ziffer  der  seit   \.  August    1914    eingewan- 
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dertcn  Ostjuden  in  der  Presse  maßlos  übertrieben  worden 
ist,  auch  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  ostjüdischen 
Arbeiter,  durch  deren  „Hereinfluten"  angeblich  Hundert- 
tausende deutscher  Arbeiter  um  Arbeitsmöglichkeit  und 
Verdienst  gebracht  werden  sollen,  ungeheuerlich  aufge- 
bauscht wird.  Bei  näherem  Zusehen  ergibt  sich,  daß  es  sich 
zunächst  um  die  Unterbringung  von  höchstens  20  000  ost- 
jüdischen Arbeitern  handelt,  zu  denen  vielleicht  noch  später 
infolge  der  von  den  jüdischen  Organisationen  versuchten 
Berufsumschichtung  und  des  von  ihnen  ausgeübten  Druckes 
5 — 10  000  neue  kommen  werden,  wofern  nicht,  wie  viel 
eher  anzunehmen  ist,  ein  viel  größerer  Teil  inzwischen 
Deutschland,  das  die  meisten  doch  nur  als  Durchgangsland 
ansehen,  verlassen  haben  sollte.  Diese  geringe  Zahl  kann, 
das  muß  mit  aller  Entschiedenheit  betont  werden,  gegenüber 
den  Millionen  deutscher  Arbeiter  kaum  eine  so  bedeutende 
Rolle  spielen,  wie  es  oft  vom  Ressortstandpunkt  aus  dar- 
gestellt wird, 

Ist  nun  schon  die  Zahl  der  unterzubringenden  bzw. 
untergebrachten  ostjüdischen  Arbeiter  im  Verhältnisse  zur 
Zahl  der  deutschen  Arbeiterschaft  eine  ganz  geringe,  so  ge- 
winnt das  ganze  Problem  noch  durch  verschiedene  Um- 
stände ein  besonderes  Aussehen: 

1,  Trotz  einer  in  Deutschland  noch  immer  bestehenden, 
nicht  fortzuleugnenden  Arbeitslosigkeit,  die  allerdings  seit 
einem  Jahr  außerordentlich  und  ständig  abgenommen  hat 
(gab  es  doch  am  19,  Februar  1919  Erwerbslose  in  Deutsch- 
land: 1  100  889,  hingegen  im  Januar  1920  nur  noch  371  675], 
besteht  in  Deutschland  ein  Arbeitermangel  in  ver- 
schiedenen Berufszweigen  für  gewisse  gelernte  Arbeiter- 
kategorien und  zwar  auch  für  solche,  an  denen  die  o  s  t  j  ü  - 
d  i  s  c  h  e  n  Arbeiter  hervorragend  beteiligt  sind, 

2,  Aber  auch  in  der  Frage  der  Unterbringung  unge- 
lernter Arbeiter  bzw,  solcher,  die  in  ihrem  eigentlichen 
Handwerk  bzw,  Berufszweige  keine  Arbeit  finden  konnten, 
muß  auf  verschiedene  Tatsachen  hingewiesen  werden,  die, 
einer  oberflächlichen  Betrachtung  entgegen,  eine  Beschäfti- 
gung solcher  Arbeiter  in  der  deutschen  V^olkswirtschaft  ob- 
jektiv ohne  Schädigung  für  dieselbe  möglich  machen.  Es 
ist  eine  nicht  wegzuleugnende  Tatsache,  daß  der  deutsche 
Arbeiter  —  und  das  mit  Recht  —  einen  Berufstolz  besitzt, 
der  ihm  verbietet,  wenn  einmal  in  seinem  Berufszweige  Ar- 
beitsmangel herrscht,  nun  ohne  weiteres  in  die  Klasse  der 
angelernten  Arbeiter  überzugehen.     Er  bezieht  dann  lieber 
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die  ja  zum  Leben  kaum  ausreichende  Erwerbslosenunter- 
stützung, als  durch  Übergang  zu  den  ungelernten  Arbeitern 
seinem  Bewußtsein  nach  eine  soziale  Stufe  herabzusteigen. 
Selbst  bei  den  ungelernten  Arbeitern,  an  denen  scheinbar 
großer  Überfluß  ist,  liegt  es  so,  daß  auch  diese  hierzulande 
viel  zu  bodenständig  in  ihrer  Heimatstadt  sind,  wohin  sie 
ja  übrigens  durch  die  Vorschriften  der  Erwerbslosenfürsorge 
verwiesen  werden,  als  daß  sich  diese  ,, industrielle  Reserve- 
armee" in  ihrer  Verschiebung  von  Ort  zu  Ort  immer  sofort 
dem  örtlichen  Bedarf  anpassen  könnte. 

Ganz  anders  nun  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  ost- 
jüdischen Arbeitern,  Diese,  zum  Teil  vor  den  Pogromen 
flüchtend,  zum  anderen  Teil  durch  den  Krieg  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Existenz  völlig  vernichtet,  ohne  Unterstützung 
ihres  Heimatstaates,  der  sie  als  Parias  behandelt,  auf  der 
Wanderung  befindlich,  können  nicht  den  Berufsstolz  des 
deutschen  Arbeiters  haben  und  sind  in  der  Tat  bereit,  um 
nur  das  Leben  fristen  zu  können,  zu  jeglicher  Beschäftigung 
überzugehen.  Wie  der  Leiter  der  Jüdischen  Abteilung  der 
deutschen  Arbeiter-Zentrale  in  Warschau,  Herr  Julius 
Berger,  in  seiner  Schrift  „Ostjüdische  Arbeiter  im  Kriege" 
mit  einem  großen  Verständnis  für  die  Psychologie  der  jüdi- 
schen Massen  andeutet,  ist  die  gerade  sich  darbietende 
Arbeit  dem  jüdischen  Arbeiter,  gleichgültig,  wie  sie  im 
Augenblick  aussieht,  zunächst  nur  eine  Chance,  um  weiter 
zu  kommen,  weiter  zu  wandern  nach  Gebieten  einer  großen 
jüdischen  Siedlung,  Amerika  usw.,  wo  sich  dann  wieder  Exi- 
stenzmöglichkeiten in  einer  jüdischen  Umgebung,  ebenso  wie 
CS  die  polnischen  und  galizischen  Städtchen  und  Dörfer 
waren,  bieten.  Gute  Kenner  der  ostjüdischen  Psychologie 
versichern,  daß  sich  in  den  letzten  Jahren  zum  Teil  durch 
den  Niederbruch  des  jüdischen  wirtschaftlichen  Lebens  in 
Polen,  zum  Teil  durch  die  von  der  Palästinahoffnung  ge- 
tragene Hechaluz-(Pionier-)bewegung  ein  bemerkenswerter 
Umschwung  in  der  Psyche  dieses  Teiles  der  Judenheit  voll- 
zogen habe.  Stärker  der  Realität  zugewandt,  ist  die  Ein- 
stellung zur  Arbeit,  die  früher,  was  die  Schwerarbeit  angeht, 
mehr  ablehnend  v/ar,  eine  andere  und  positivere  geworden. 
Es  ist  nun  klar,  daß  der  ostjüdische  Arbeiter,  der  sich  in 
Deutschland  ohnehin  auf  der  Wanderung  befindet,  leichter 
sich  dem  Bedürfnis  nach  ungelernten  Arbeitern  wird  an- 
passen können,  als  es  der  großstädtische  deutsche  Arbeiter 
aus  den  obengenannten  Gründen  vermag.  Dabei  ist  sein 
proletarisches  Bewußtsein  sehr  scharf  ausgeprägt;  die  Mehr- 
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zahl  dieser  Arbeiter  ist  parteimäßig  und  gewerkschaftlich 
organisiert  und  wehrt  sich  gegen  jede  Zumutung,  als  Lohn- 
drücker sich  in  Abeit  zu  begeben. 

Daß  tatsächlich  bereits  wieder  wie  im  Frieden  ein 
Bedarf  nach  ausländischen  Arbeitern,  besonders  in  der 
Landwirtschaft,  besteht,  geht  aus  den  dringenden  Forde- 
rungen der  Landwirtschafts-  und  verschiedener  Industrie- 
bezirke, in  denen  auch  im  Frieden  in  hervorragendem  Maße 
ausländische  Arbeiter  beschäftigt  waren,  hervor.  So  wur- 
den durch  die  Arbeiterzentralen  und  durch  Arbeitsnach- 
weise nach  den  Mitteilungen  des  Reichsarbeitsblattes  im 
Dezember  1919,  2128,  im  Januar  1920  1613  ausländische 
landwirtschaftliche  Arbeiter  in  Stellung  gebracht,  wobei  zu 
bemerken  ist,  daß  naturgemäß  diese  beiden  Wintermonatc 
niedrigste  Ziffern  im  Bedarf  bringen. 

Bei  den  nun  folgenden  statistischen  Angaben  muß  von 
vornherein  betont  werden,  daß  sie,  soweit  sie  die  jüdischen 
Arbeitsämter  betreffen,  naturgemäß  nur  Ausschnitte  geben 
können,  da  nur  ein  Teil  der  ostjüdischen  Arbeiter  —  wie  das 
übrigens  bisher  trotz  allen  Versuchen  bei  den  deutschen  Ar- 
beitsnachweisen nicht  anders  ist  —  durch  das  Jüdische  Ar- 
beitsamt und  seine  Zweigstellen  vermittelt  wird,  während 
ein  großer  Teil  sich  wild  vermittelt. 

Über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  im  Januar  1920  be- 
richtet das  ,, Nachrichtenblatt  des  Reichsamtes  für  deutsche 
Einwanderung,  Rückwanderung  und  Auswanderimg"  nach 
Angaben  des  Reichsarbeitsblattes  folgendes: 

Die  Arbeitslosigkeit  betrug  bei  den  organisierten  Ar- 
beitern im 

Dezember  Januar 

1908     ....     4,4  V.  H. 


1909     .     ,     . 

.     2,6    „  „ 

4,2  V.  H 

1910     .     .     . 

.     2,1    „  „ 

2,6    „  „ 

1911     .     .     . 

.     2,4    „  „ 

2,6    „  „ 

1912     .     .     . 

.     2,8    „  „ 

2  9 

^t~    ff  ff 

1913     .     .     . 

.     4,8    „  „ 

»^1^    ff  ff 

Die  Kriegsjahre  sc 

;heiden  wegen 

d( 

jr  Unvergleichbarkeit 

der  Zahlen  aus. 

Dezember 

Januar 

1918     ,     ,     , 

.     5,1  v.H. 

1919     .     .     , 

2  9 

^»~    ff  »1 

6,6  V,  H. 

1920     .     ,     , 

, 

"^f^    ff  ff 
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Zu  diesen  Ziffern  ist  zu  bemerken,  daß  inzwischen  die 
Mitgliederzahlen  der  großen  Gewerkschaften  ganz  erheb- 
lich gestiegen  sind.  Demgemäß  wird  ein  beträchtlicher  Teil 
der  vor  der  Revolution  durch  diese  Statistik  nicht  erfaßten 
Arbeitnehmer  hineinbezogen,  unter  denen  erfahrungsgemäß 
die  Arbeitslosigkeit  größer  war  als  unter  den  gewerkschaft- 
lich organisierten.  Wenn  trotzdem  der  Prozentsatz  nun- 
mehr für  Dezember  1919  wesentlich  niedriger  als  für  1913 
und  für  Januar  1920  nur  um  0,1  v,  H,  höher  als  für  den  Ja- 
nuar 1913  lautet,  so  beweisen  diese  Zahlen,  daß  die  Arbeits- 
losigkeit, so  groß  sie  absolut  auch  noch  ist  —  es  werden,  wie 
oben  erwähnt,  noch  immer  371  675  Arbeitslose  unterstützt 
— ,  dennoch  keinen  so  erschreckenden  Umfang  aufweist,  wie 
man  ohne  Kenntnis  der  Friedenszahlen  anzunehmen  ge- 
neigt ist. 

Im  Einzelnen  nun  betrug  die  Arbeitslosigkeit  der  organi- 
sierten Arbeiter  beim  Metallarbeiter-Verband  im  Jahre  1914 
4,1  V,  H.,  im  Dezember  1919  2  v,  H,  Bei  den  Fabrikarbeitern 
(ebenfalls  freie  Gewerkschaft)  im  Januar  1914  5,3  v,  H,,  im 
Dezember  1919  2,9  v,  H.,  im  Januar  1920  2,9  v.  H.  In  der 
Holzindustrie  (freie  Gewerkschaft)  im  Januar  1914  7,3  v.  H,, 
im  Dezember  1919  1,5  v.  H,,  im  Januar  1920  1,8  v.  H.  Bei 
den  freien  Gewerkschaften  Groß-Berlins,  von  denen  32  an 
das  statistische  Reichsamt  berichten,  hat  in  der  Zeit  vom 
29,  Dezember  1919  bis  zum  26,  Januar  1920  die  Zahl  der  ar- 
beitslosen Mitglieder  bei  den  Männern  von  40  088  auf  28  911, 
bei  den  Frauen  von  4050  auf  2743  abgenommen,  während 
z.  B,  noch  im  Februar  1919  die  Arbeitslosenziffer,  allerdings 
einschließlich  der  unorganisierten,  274  835  betrug.  Die  Be- 
richte der  Landesarbeitsämter  im  Reichsarbeitsblatt  geben 
weiter  ein  gutes  Bild  des  Arbeitsmarktes,  uad  wenn  auch  in 
vielen  Berufszweigen,  wie  es  übrigens  auch  im  Frieden  der 
Fall  war,  ein  Überangebot  von  Arbeitskräften  besteht,  so 
herrscht  doch  andererseits,  besonders  im  Bekleidungs- 
gewerbe, in  der  Holzindustrie,  zurzeit  auch  in  der  Metall- 
industrie lebhafte  Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  während 
für  andere  Gewerbe,  wie  sogar  für  das  Handelsgewerbe,  die 
Verhältnisse  sich  zu  bessern  beginnen.  Die  Inserate  der 
großen  Unternehmen  in  Rheinland-Westfalen  nach  Arbei- 
tern jeder  Art,  die  uns  täglich  vorliegen,  beweisen  ebenfalls 
den  dringenden  Bedarf  der  Industrie,  der  durch  die  Tätig- 
keit der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  nicht  gedeckt  werden 
kann.  Zum  Schluß  seien  hier  einige  Ziffern  über  die  Tätig- 
keit des  Jüdischen  Arbeitsamtes  in  Berlin  und  seiner  Zweig- 
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stelle  Duisburg  mitgeteilt.  Danach  meldeten  sich  in  den 
beiden  Stellen  bisher  gegen  5500  ostjüdische  Arbeiter,  deren 
Berufsgliederung  wie  folgt  war: 

Landwirtschaft     ,     ,     .     ,  3,69  v.  H. 

Industrie  und  Handwerk  .  68,30    „  „ 

Handel  und  Verkehr    ,     .  11,13    „  „ 

Freie  Berufe 2,62    ,,  ,, 

Verschiedene  Lohnarbeiter 

ohne  Angabe     .     .     ,  14,26    „  „ 

100,00  V,  H. 

Die  unter  „Industrie  und  Handwerk"  gerechneten  obigen 
68  V,  H,  gliedern  sich  weiter  wie  folgi: 
Bekleidungsgewerbe : 

(Schneider,  Mützenmacher,  Kürschner) 
Metallarbeiter; 

(Schlosser,      Klempner,       Elektromon- 

teure,  Schmiede)         

Nahrungsmittelgewerbe: 

(Bäcker,  Schlächter,  Konditor)    .     .     , 

Schuster  und  Schäftemacher 10,00 

Holzgewerbe: 

(Tischler,   Zimmerer,   Schreiner) 

Weber 

Sattler,    Lederarbeiter 

Friseure 

Buchdrucker,   Schriftsetzer       ,     .     ,     , 

Buchbinder 

Maler,   Anstreicher 

Uhrmacher 

Fabrikarbeiter 

Verschiedene: 

(Drogisten,  Tapezierer,  Gerber, 
Glaser,   Goldschmiede  usw.)  , 

~  100,00  V.  H. 
(vgl.  Neue  Jüdische  Monatshefte,  IV.  Jahrgang,  Heft  11/12.) 

Für   die   Unterbringung    ergeben   sich  folgende   Zahlen: 

Als  Landarbeiter  10,00  v.  H. 

Als  gelernte  Industriearbeiter  und  Handwerker  35,00  „  „ 
Ungelernte  Industriearbeiter  und  Lehrlinge  .  ,  55,00  „  „ 
(vgl.  Neue  Jüdische  Monatshefte,  IV.  Jahrgang,  Heft  11/12.) 

Es  dürfte  aus  den  Ziffern  hervorgehen,  daß  die  Auf- 
fassung der  ostjüdischen  Einwanderung  als  einer  Einwande- 
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29,00 

v.H. 

14,80 

ff  ff 

10,70 

10,00 

4,40 

4,00 

3,00 

2,50 

2,30 

2,00 

2,00 

2,00 

8,20 

5,10 

ff  ff 

rung  von  Schiebern  und  Verbrechern  unhaltbar  ist.  Es 
handelt  sich  zum  weitaus  größten  Teil  um  arbeitswillige  und 
arbeitsfähige  Elemente  —  sind  doch  die  jüdischen  Einwan- 
derer meistens  junge  Leute  im  militärpflichtigen  Alter  — 
die  ihrer  Berufsschichtung  und  ihrem  Willen  nach  zu  jeg- 
licher Arbeit  mit  Nutzen  in  der  deutschen  Volkswirtschaft 
produktiv  untergebracht  werden  können.  Nur  wenn  man 
die  Arbeitsvermittlung  an  diese  Flüchtlinge  aus  büro- 
kratischen Erwägungen  unnötig  erschwert  und  statt  sie  zu 
verteilen,  sie  in  den  Großstädten  zusammengepfercht  hält, 
zwingt  man  sie  aus  einfachem  Selbsterhaltungsdrang  zur 
Schieberei  überzugehen. 
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DE  OSTJÜDISCHE  EINWANDERUNG 
UND  DIE  WOHNUNGSFRAGE 


ifage  II  Die  durch  den  Krieg  eingetretenen  Verhältnisse  haben 
zu  einer  außerordentlich  ungünstigen  Gestaltung  des  groß- 
städtischen Wohnungsmarktes,  besonders  in  Berlin,  geführt. 
Kein  Zweifel,  daß  die  zum  Teil  sehr  schwierige  Lage  ein  be- 
hördliches Eingreifen  rechtfertigte  und  notwendig  machte. 
Wenn  man  nun  objektiv  den  Gründen  dieser  Wohnungs- 
not nachgeht,  wird  man  als  solche  vor  allen  Dingen  die  Ein- 
stellung fast  jeglicher  Bautätigkeit  während  6  Jahren,  die 
durch  die  Gründung  neuer  Haushalte  infolge  Verheiratung 
notwendige  Vermehrung  des  Wohnungsbedürf- 
nisses und  die  außerordentliche  Inanspruchnahme  von 
Wohnräumen  für  Bürozwecke  finden.  Selbstverständlich  aber 
kann  und  soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  auch  der  Zuzug 
zahlreicher  Ausländer  eine  große  Belastung  darstellt,  be- 
sonders in  den  Fällen,  wo  dieselben  infolge  des  schlechten 
Standes  der  deutschen  Valuta  imstande  sind,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  hohen  Preise  ganze  Etagen  für  eine  geringe 
Personenzahl  zu  mieten,  wie  es  im  Berliner  Westen  vielfach 
der  Fall  ist. 

Nachdrücklichst  aber  muß  Verwahrung  eingelegt 
werden  dagegen,  daß  die  an  sich  nur  einen  kleineren 
Teil  der  zugezogenen  Ausländer  darstellenden  ostjüdischen 
Einwanderer  nun  auch  noch,  wie  schon  der  Schuld  an  allen 
andern  Mißständen  angeklagt,  für  die  trübe  Lage  des 
Wohnungsmarktes  verantwortlich  gemacht  werden.  Wenn  bei 
den  unter  den  Ausländern  des  Berliner  Westens  zahlreichen 
Russen,  die  zum  Teil  aus  politischen  Rücksichten  —  Organi- 
sierung des  Kampfes  gegen  die  Sowjetrepublik  Rußland  usw. 
—  in  Berlin  Aufenthalt  genommen  haben,  sich  auch  eine 
Anzahl  Juden  befindet,  die  ihrem  ganzen  sozialen  Habitus 
nach  zum  russischen  Kulturkreis  bereits  gehören  und  an  die 
man   auch   bei   den   Beschuldigungen   gegen   die   ,, Ostjuden" 
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gar  nicht  denkt,  so  wird  nichts  dagegen  einzuwenden  sein, 
daß  maja  hier  eine  übermäßige  Inanspruchnahme  von  Wohn- 
räumen energisch  verhindert.  Ganz  anders  aber  liegen  die 
Dinge  in  bezug  auf  die  Massen  der  ostjüdischen  Einwanderer, 
die  man  ausschließlich  im  Auge  hat,  wenn  man  von  der 
ungeheuren  Belastung  des  Wohnungsmarktes  durch  die  Ost- 
juden spricht.  Wie  leichtfertig  bei  dieser  ganzen  Frage 
Beschuldigungen  aufgestellt  werden,  ohne  die  nötigen  Be- 
weise zu  haben,  beweist  die  Tatsache,  daß  man  allen  Ernstes 
behauptet  hat,  die  armseligen,  vor  den  Pogromen  bzw.  der 
Einziehung  zum  Militär  flüchtenden,  durch  vielstündige 
Arbeit  ihr  Leben  fristenden  jüdischen  Handwerker  nähmen 
zwar  zur  Zeit  ihrer  Ankunft  in  Berlin  im  Scheunenviertcl 
Wohnung,  verzögen  aber  schon  wenige  Monate  nach 
ihrer  Ankunft  in  den  Westen  und  belegten  die  Paläste  des 
Kurfürstendamms,  Besondere  Erhebungen,  die  das  Arbeiter- 
fürsorgeamt durch  seine  Beamten  hat  machen  lassen,  haben 
wie  jedem  einsichtigen,  mit  den  Verhältnissen  nur  einiger- 
maßen vertrauten  Beurteiler  von  vornherein  klar  war,  die 
völlige  Haltlosigkeit  dieser  Behauptung  erweisen.  Selbst  die 
schon  im  Frieden  in  Berlin  wohnenden  Ostjuden  denken 
gar  nicht  daran,  ihr  Viertel,  in  dem  sie  als  in  einem  Stück 
Heimat  fest  verwurzelt  sind,  zu  verlassen;  erst  recht  bleiben 
die  während  des  Krieges  und  nach  der  Revolution  neu  Ein- 
gewanderten der  Gegend  treu,  wo  sie  zuerst  nach  ihrer  An-^ 
kunft  in  Berlin  die  werktätige  Hilfe  ihrer  Glaubens-  bzw. 
Stammesgenossen  empfangen  haben  und  wo  für  ihre 
religiösen  und  kulturellen  Bedürfnisse  in  der  von  der  Heimat 
her  vertrauten  Weise  gesorgt  ist. 

Die  Art  nämlich  der  ostjüdischen  Siedlung  —  und  in 
dieser  Hinsicht  ist  ja  die  jetzige  Ostjudensiedlung  in  Berlin 
keine  neue  Erscheinung  —  ist  einer  Zerstreuung  über  die 
Verschiedenen  Stadtviertel  gar  nicht  günstig.  Es  ist  eine 
allgemein  bekannte  Tatsache  —  und  die  Ostjudenviertel 
New- Yorks  und  Londons  sind  die  bisher  bekanntesten  Bei- 
spiele — ,  daß  zum  Teil  aus  den  oben  erwähnten  Gründen 
auch  in  den  Ländern,  wo  von  einer  jüdischen  Massensiedlung 
eigentlich  nicht  gesprochen  werden  kann,  eine  räumliche 
Könzentrierung  der  ostjüdischen  Einwanderer  stattfindet. 
Zu  den  angeführten  Gründen,  die  in  der  Psychologie  und  den 
eigenartigen  Kulturverhältnissen  der  ostjüdischen  Massen 
liegen,  kommt  die  überall,  wo  Einwanderer  in  dem  Ein- 
wanderungsland schon  Stammesangehörige  vorfinden,  in 
Erscheinung  tretende  Tatsache,  daß  die  neuen  Einwanderer 
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sich  zunächst  an  ihre  Stammesgcnosscn  wenden,  bzw.  in 
ihrer  Nähe  Wohnung  nehmen.  So  entstanden  sogenannte 
„Kolonien"  oder  „Quartiere", 

Der  enge  Zusammenhang  nun,  in  dem  durch  die  religiöse 
und  kulturelle  Bindung  die  neueingewanderten  Ostjuden  mit 
der  alten  ostjüdischen  Siedlung  in  fast  allen  Fällen  stehen, 
hat  seinen  großen  Einfluß  auf  die  Wohnungsbedürfnisse  und 
Wohnungsverhältnisse  der  neueingewanderten  Ostjuden. 
An  sich  sind  zweifellos  entsprechend  der  eigentümlichen 
Zivilisation  der  Herkunftsländer  die  Wohnungsansprüche 
der  Ostjuden  geringer  als  die  der  entsprechenden  deutschen 
Bevölkerungsschicht,  Wenn  auch  der  Bericht  des  Polizei- 
präsidenten Ernst  an  den  Minister  des  Innern,  der  von  einer 
durch  die  unglaublichen  Wohnungsverhältnisse  der  Ostjuden 
für  Berlin  drohenden  Seuchengefahr  spricht  (was  freilich 
nicht  hindert,  daß  in  demselben  Bericht  gegen  die  Ostjuden 
Anklage  erhoben  wird,  daß  sie  die  Wohnungsnot  verschuldet 
hätten),  in  dieser  Hinsicht  übertrieben  ist,  so  muß  doch  fest- 
gestellt werden,  daß  allerdings  die  Wohnungsverhältnisse 
der  Ostjuden  im  allgemeinen,  an  deutschen  Verhältnissen 
gemessen,  schlechte  sind.  Erhebungen  des  Arbeiterfür- 
sorgeamtes haben  ergeben,  daß  Wohnungen,  bestehend  aus 
Stube,  Kammer  und  Küche  für  sechs  und  mehr  Personen 
häufig  sind,  daß  nur  in  ganz  seltenen  Fällen  man  die  Beleg- 
ziffer von  zwei  Personen  für  ein  Zimmer  unterschritten 
findet.  Diese  Wohnungsverhältnisse  haben  sich  durch  die 
in  den  letzten  Jahren  erfolgte  Zuwanderung  natürlich 
schwieriger  gestaltet,  da  aus  den  oben  erwähnten  Gründen 
der  größte  Teil  der  Zugewanderten  in  den  von  den  früher 
Eingewanderten  inne  gehabten  Wohnungen  noch  beherbergt 
wird,  ohne  daß  durch  diese  Art  der  ,, Zwangseinquartierung", 
die  alle  behördlichen  Maßnahmen  in  den  erheblich  geräumi- 
geren Wohnungen  des  Westens  bisher  nicht  haben  durch- 
führen können,  eine  Belastung  des  Wohnungsmarktes 
eintrat.  Aber  ein  generelles  Verbot,  an  Ausländer  möblierte 
Zimmer  und  Schlafstellen  abzugeben,  stört  gerade  jene 
reicheren  Ausländer  nicht,  die  in  den  mondänen  Stadt- 
vierteln tatsächlich  die  Wohnungsnot  verschärfen;  diese 
reicheren  Leute  aus  aller  Herren  Länder,  die  man  den  ost- 
jüdischen Flüchtlingen  ohne  jede  Berechtigung  anzuhängen 
pflegt,  sind  ohne  weiteres  in  der  Lage,  dem  Verbot  auszu- 
weichen und  sich  genügend  viel  Zimmer  in  den  großen  Hotels 
und  Pensionen  zu  beschaffen.  Anders  ist  es  mit  den 
armen  Flüchtlingen,    die,    wie    wir    sahen,    die    allgemeine 

40 


Wohnungsnot  kaum  nennenswert  beeinflussen.  Jedes  der- 
artige Verbot  trifft  besonders  die  ostjüdischen  Durch- 
wanderer, die  auf  der  Reise  nach  Amerika  befindlich, 
in  Deutschland  auf  ihre  Papiere  bzw.  Schiffskarten  warten; 
es  trifft  aber  auch  ebenso  eine  große  Anzahl  von  Arbeitern, 
die  mittellos  oder  mit  geringen  Mitteln  arbeitswillig  und 
arbeitsfähig  nach  Berlin  gekommen  sind  und  eine  gewisse 
Zeit  warten  müssen,  bis  es  gelingt,  sie  in  Arbeit  zu  bringen. 
Sie  sind  der  schamlosesten  Ausbeutung  ausgeliefert,  wie 
ein  Bericht  über  Herbergen  in  Berlin  aus  dem  Korrespon- 
denzblatt des  Jüdischen  Arbeiteramtes  besagt.*)  Der  Be- 
richt, der  über  geradezu  skandalöse  Zustände  unterrichtet  — 
werden  doch  Stühle  zu  Preisen  von  2  bis  3  M.  pro  Nacht 
vermietet,  dünne  Schnitten  trockenen  Brotes  für  0,60  M,  an 
die  Arbeiter  abgegeben  —  ist  recht  lesenswert.  Hier  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  ist  naturgemäß  eine  der  dringendsten  Auf- 
gaben des  Arbeiterfürsorgeamtes.  Die  Anführung  der  ge- 
nannten Tatsachen  aber  müßte  wohl  hinreichend  davon 
überzeugen,  daß  diese  armen  zusammengepferchten 
Menschen  nicht  für  die  Wohnungsnot  verantwortlich  ge- 
macht werden  können.  Mit  wenig  Worten  ist  hier  noch 
auf  die  Beschuldigung  der  Seuchengefahr,  die  in  dem 
Bericht  des  Polizeipräsidenten  Ernst  aufgebracht  wird,  zu 
entgegnen.  Es  dürfte  der  Hinweis  genügen,  daß  im  ganzen 
Ostjudenviertel  trotz  der  äußersten  Beengtheit  und  einer 
damit  zusammenhängenden  Unreinlichkeit  sich  im  Kriege 
keine  Seuchen  ergeben  und  auch  bis  jetzt  ein  Auftreten  von 
Seuchen  und   epidemischen  Krankheiten  nicht   gezeigt  hat. 

Dennoch  hat  naturgemäß,  um  eine,  wenn  auch  noch  so 
geringe  Belastung  des  Wohnungsmarktes  durch  die  ost- 
jüdischen Einwanderer  zu  verhindern  bzw.  einzuschränken, 
die  jüdische  Selbsthilfe  einzusetzen  und  zwar  ist  dieses 
möglich,  ohne  daß  der  Vorwurf  erhoben  werden  kann,  daß 
es  sich  nun  eben  mal  wieder  zeige,  daß  die  Juden  nur  für 
ihre  Glaubens-  bzw.  Stammesgenossen  gesorgt  hätten.  Denn 
wie  die  ostjüdischen  Gassen  als  Wohnstraßen  für  die 
deutschen  Arbeiter  kaum  in  Betracht  kommen,  so  ist  es 
auch  möglich,  durch  die  jüdische  Selbsthilfe  Räumlichkeiten 
freizumachen,  die  sonst  zur  Wohnungsbeschaffung  nicht 
herangezogen    werden    könnten.      Das    Arbeiterfürsorgeamt 

*)  Vergl,  auch  das  Ostjudenheft  der  „Neuen  jüdischen  Monatshefte", 
März  1920,  Berlin,  Verlag  der  , .Neuen  jüdischen  Monatshefte",  Seite 
259—261. 
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hat,  nachdem  es  seit  seiner  Reorganisation  im  März  1920 
nunmehr  alle  großen  jüdischen  Organisationen  und  Verbände 
umfaßt,  sich  mit  Energie  der  Wohnungsbeschaffung  an- 
genommen. Seine  Bemühungen  beginnen  bereits  jetzt  be- 
deutende Erfolge  zu  zeitigen.  Das  alte  Krankenhaus  der 
jüdischen  Gemeinde  in  der  Auguststraße  soll  zu  einer  großen 
Herberge  umgewandelt  werden.  Die  Errichtung  von  Ba- 
racken auf  der  jüdischen  Gemeinde  gehörigen  Terrains  ist 
vorgesehen.  Bisher  als  Volksküchen  dienende  Räume 
werden,  der  großen  Notlage  Rechnung  tragend,  freigemacht, 
um  Raum  zu  bieten  für  das  Aufschlagen  von  Pritschen  und 
anderen  Schlafgelegenheiten,  Endlich  ist  sogar  die  Heran- 
ziehung von  Synagogenräumen  geplant  und  in  Angriff  ge- 
nommen. Es  ist  anzunehmen,  daß  durch  alle  diese  vom 
Arbeiterfürsorgeamt  unternommenen  Maßnahmen,  mit  denen 
Hand  in  Hand  der  Ausbau  der  bisherigen  Herbergen  und 
ihre  Reorganisierung  geht,  eine  Entlastung  herbeigeführt 
wird,  um  den  geringen  Druck,  den  die  ostjüdische  Ein- 
wanderung auf  den  Wohnungsmarkt  etwa  doch  ausübt,  noch 
erheblich  zu  vermindern. 
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